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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

eine jetzt vorgelegte Studie der Wirtschaftsberatungsgesellschaft Frontier Economics zeigt, dass der 

Umbau des Energiesystems hin zu Klimaneutralität in seiner jetzigen Ausgestaltung langfristig zu 

erheblichen Kostenbelastungen für Unternehmen und Haushalte führt. Die Kosten könnten sich 

nach der von der DIHK beauftragten Untersuchung bis zum Jahr 2049 auf über fünf Billionen Euro 

summieren. 

 

„Wir können es uns nicht länger leisten, die Augen vor der Realität zu verschließen. Ein zu hoher 

Transformationsdruck in Form unrealistischer und kleinteiliger technologischer Vorgaben führt nicht 

nur zu extrem hohen und weiter steigenden Kosten, Fehlallokationen und Ineffizienzen. Er zwingt 

die Unternehmen auch zu Anpassungen, die den Standort insgesamt schwächen“, kommentiert IHK-

Hauptgeschäftsführer Dr. Frank Thomé. Die Bundesregierung müsse noch in diesem Jahr eine Rich-

tungsentscheidung in der Politik treffen, um die Energiewende erfolgreich zu gestalten. „Die Ener-

giewende muss effektiver, effizienter, flexibler und vor allem einfacher werden. Sie muss dazu tech-

nologieoffen sein und Raum für Innovationen schaffen, damit die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

Deutschlands erhalten bleibt. Das bedeutet dann aber auch, dass wir offen darüber diskutieren, 

welche Instrumente wir zukünftig noch brauchen und welche nicht. Ich nenne ganz konkret das EEG, 

mit dem wir seit nunmehr 25 Jahren in engen technologischen Grenzen den Ausbau der erneuerba-

ren Energien subventionieren. Das können wir uns in Zukunft so nicht mehr leisten“, sagt Thomé. 

 

Die ausführliche Darstellung der Studie "Neue Wege für die Energiewende ('Plan B')" inklusive 

Downloadmöglichkeit finden Sie hier auf der Homepage der DIHK. Eine Zusammenfassung der we-

sentlichen Ergebnisse hier in dieser Ausgabe des IHK-Umweltinfos. 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Energie-Scout-Kampagne 2025/26 startet mit Azubi-Workshops im Oktober und November 
 
Die IHK Saarland bietet erneut die kostenfreie Qualifizierung von Auszubildenden zu „Energie-Scouts“ an. Die 
Kampagne 2025/26 startet mit zwei ganztägigen Workshops am 09. Oktober und 18. November 2025. Darin 
werden die theoretischen und praktischen Grundlagen vermittelt, die die teilnehmenden Auszubildenden für 
eine erfolgreiche Durchführung ihrer Praxisprojekte benötigen. In diesem Jahr werden Workshop 1 in der IHK 
Saarland und Workshop 2 im Wasserwerk Wellesweiler der KEW Neunkirchen AG stattfinden. 
 
Die Azubis erfahren im Energie-Scout-Projekt wie man Energieverbräuche bewertet und CO2-Einsparungen 
berechnet. Sie machen sich mit Querschnittstechnologien vertraut, lernen den Einsatz von Messgeräten und 
das Auswerten von Messdaten kennen und erhalten Einblicke in die Grundzüge der Projektarbeit und der 
innerbetrieblichen Kommunikation. Auf dieser Grundlage entwickeln sie ein eigenes Energieeffizienzprojekt 
zur Einsparung von Energie und CO2-Emissionen in ihrem Ausbildungsbetrieb und reichen die Projektarbeit 
bis zum 10. März 2026 bei der IHK ein. Krönender Abschluss der Kampagne 2025/26 wird schließlich wieder 
die Projektpräsentation der teilnehmenden Teams und die Prämierung der besten Arbeiten auf der Abschluss-
veranstaltung am 23. März 2026 sein. 
 
Seit dem Saarland-Start vor neun Jahren haben weit mehr als 300 Auszubildende aus Industrie, Handel und 
Dienstleistungen an der Initiative teilgenommen. Für die Azubis und die Unternehmen ist die Beteiligung eine 
echte Win-Win-Situation. Die Auszubildenden werden für die Bedeutung von Energieeinsparung und Energie-
effizienz sowie Klimaschutz sensibilisiert, erwerben zusätzliche Kompetenzen und der Teamspirit wird durch 
die Chance, eigenverantwortlich Projektideen zu entwickeln und umzusetzen, gestärkt. Die Unternehmen pro-
fitieren direkt von den Kostensenkungen durch Energieeinsparung und CO2-Vermeidung und erhöhen zudem 
erheblich ihre Attraktivität als Ausbildungsbetrieb. 
 
Alle notwendigen Formulare für die Teilnahme an der Kampagne 2025/26 stehen ab sofort zum Download auf 
der IHK-Webseite mit der Kennzahl 2109 zur Verfügung. Anmeldeschluss ist der 07. Oktober 2025. Nach 
der Anmeldung erhalten die Teilnehmer weitere Informationen über Treffpunkte und Abläufe der beiden Work-
shops 
 
Kontakt: Frau Ute Stephan,  (0681) 9520-431,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
 
 
 

BUND 
 
 
IHK fordert Kurswechsel: Energiepolitik muss effektiver, effizienter und flexibler werden 
DIHK-Studie: Aktuelle Energiewende-Politik verursacht Kosten von bis zu 5,4 Billionen Euro 
 
Die Energiewende steckt trotz der sichtbaren Erfolge beim Ausbau der erneuerbaren Energien in einer Sack-
gasse. Denn sie ist zuletzt immer mehr zur Belastung geworden und wird in ihrer aktuellen Ausgestaltung 
absehbar zu weiteren massiven Kostenbelastungen für Unternehmen und Haushalte führen. Für die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts und damit den Wohlstand in Deutschland ist der eingeschlagene 
Weg daher nicht länger akzeptabel, wenn das ambitionierte Transformationsprojekt hin zur Klimaneutralität 
erfolgreich sein soll. Das zeigt eine aktuelle Studie der Wirtschaftsberatungsgesellschaft Frontier Economics 
im Auftrag der DIHK. 
 
Hohe Energiesystemkosten belasten Unternehmen 

Durch die Energiewende werden die Energiesystemkosten in den nächsten Jahren weiter stark zunehmen. 
Dazu zählen neben Investitionen in die inländische Energieerzeugung und Infrastrukturen auch die laufenden 
Kosten zum Beispiel für den Betrieb von Netzen und Kraftwerken sowie Ausgaben für Energieimporte. Insge-
samt schätzt die Studie diese Kosten auf 4,8 bis 5,5 Billionen Euro für den Zeitraum 2025 bis 2049. Davon 
entfallen 2,0 bis 2,3 Billionen Euro auf Energieimporte, 1,2 Billionen Euro auf Netzkosten (Investitionen und 

https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=F7BB792F5E8B7C013E0860D012013C85&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2109
mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de
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Betriebskosten), 1,1 bis 1,5 Billionen Euro auf Investitionen in die Energieerzeugung und rund 500 Milliarden 
Euro auf den Betrieb von Erzeugungsanlagen. 
 
Bei Fortführung der aktuellen Energiepolitik müssten zudem die jährlichen privaten Investitionen in den Sek-
toren Energie, Industrie, Gebäude und Verkehr deutlich steigen – von rund 82 Milliarden Euro im Mittel der 
Jahre 2020 bis 2024 auf mindestens 113 bis 316 Milliarden Euro im Jahr 2035. Zum Vergleich: Die gesamten 
privaten Investitionen in Deutschland betrugen im Jahr 2024 insgesamt rund 770 Milliarden Euro. 
 
Studie setzt Denkanstöße für kosteneffizientere Energiewende 

Ein zu hoher Transformationsdruck in Form unrealistischer und kleinteiliger technologischer Vorgaben führt 
nicht nur zu extrem hohen und weiter steigenden Kosten, Fehlallokationen und Ineffizienzen, sondern zwingt 
die Unternehmen auch zu Anpassungen, die den Standort insgesamt schwächen. Energieintensive Unterneh-
men verlagern schon jetzt ihre Produktion und damit Arbeitsplätze verstärkt ins Ausland. Der aktuelle Weg der 
Energiepolitik gefährden damit aber nicht nur den Wohlstand Deutschlands, sondern letztlich auch das vorge-
gebene Ziel der Klimaneutralität. Es brauche also dringend ein Umdenken in der Energiepolitik, um die Belas-
tungen durch die Energiewende in Deutschland zu reduzieren. 
 
Die Studie von Frontier Economics macht hierzu konkrete Vorschläge und skizziert in Teilen einen radikalen 
Kurswechsel in der Energiepolitik. Zentrales Instrument in dem Modell, das die Studie vorschlägt, ist ein um-
fassender CO2-Zertifikatehandel. Der Zielpfad wird regelmäßig an die Entwicklung einer internationalen Peer 
Group angepasst, um ambitionierten Klimaschutz zu erreichen, ohne Nachteile durch nationale Alleingänge 
für den Standort Deutschland zu erzeugen. Zudem sieht das Konzept vor, die Regulierung umfassend zu 
entschlacken, den Technologiewettbewerb zu verstärken sowie die vorhandene Energieinfrastruktur weiter zu 
nutzen. Letzteres gilt insbesondere für Gasnetze, die künftig Wasserstoff und klimaneutrales Erdgas – dekar-
bonisiert durch die Abscheidung und Speicherung von CO2 (CCS) – transportieren können. Ergänzend sollen 
Investitionen in zertifizierte Klimaschutzprojekte im Ausland auch in Deutschland anrechenbar sein. 
 
Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich mit dieser Strategie 530 bis 910 Milliarden Euro bis 2050 ein-
sparen ließen. Dies entspricht einer Reduktion von etwa 11 bis 17 Prozent der geschätzten Gesamtkosten der 
Energiewende. Weitere Kosteneinsparungen von 80 bis 220 Milliarden Euro können durch eine Verschiebung 
des Ziels der Klimaneutralität um z. B. zwei Jahre entstehen. Insgesamt ergeben sich durch das Konzept – je 
nach Nutzungsgrad der internationalen Kooperation – Einsparmöglichkeiten von potenziell weit über einer 
Billion Euro bis 2050. 
 
Auch kurzfristige Kostensenkungspotenziale nutzen 

Die Studie enthält neben den Anregungen für eine langfristige Neuausrichtung der Energiepolitik auch ganz 
praktische Vorschläge, die kurzfristig umzusetzen wären. Dazu gehört neben dem Auslaufen der Erneuerba-
ren-Förderung für bereits wirtschaftliche Anlagen eine übergreifende Netzplanung und ein effizienterer Ener-
giemix, der auch den Einsatz von Biomethan, blauem Wasserstoff oder mit CCS dekarbonisiertem Erdgas 
technologieoffen ermöglicht. Zudem ist es besser, den Bau neuer Gaskraftwerke nicht über eine staatliche 
Förderung, sondern über marktwirtschaftliche Anreize zu steuern - wie einer Absicherungspflicht für Strom-
versorger, die von der DIHK bereits in einer anderen Studie vorgeschlagen wurde. 
 
Auch kleinteilige Regulierung, Komplexität und zeit- und kostenaufwändige bürokratische Prozesse stehen der 
Energiewende im Weg. Unternehmen und Verbrauchern sind dadurch zunehmend belastet und überfordert. 
Hinzukommt ein Wildwuchs an Bürokratie durch den Green Deal auf EU-Ebene. Hier muss dringend gegen-
gesteuert werden. Auf nationaler Ebene sollten das Gebäudeenergiegesetz vereinfacht und die Effizienzge-
setzgebung verschlankt werden. 
 
Weiter Informationen zur Studie "Neue Wege für die Energiewende ('Plan B')" inklusive Downloadmöglichkeit 
finden sich hier auf der Homepage der DIHK. 
 
 
Klimaschutzbericht der Bundesregierung 2025 liegt vor 
 
Das Bundeskabinett hat am 06. August 2025 den Klimaschutzbericht 2025 beschlossen und dem Bundestag 
vorgelegt. Das Klimaziel von minus 65 Prozent bis 2030 wird mit den aktuellen Maßnahmen knapp verfehlt. 
Hauptursächlich sind Defizite in den Sektoren Verkehr und Gebäude, während die Energiewirtschaft ihre Ziele 
übererfüllt. Die Klimaziele für 2040 und 2045 werden nach aktuellem Stand sogar deutlich verfehlt werden. 
 
Während das Klimaziel für 2030 noch erreichbar erscheint, wenn alle beschlossenen Maßnahmen vollständig 
umgesetzt und bei Bedarf angepasst werden, klaffen aber insbesondere ab 2040 große Lücken. Statt der 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/aktuelle-energiewende-politik-kostet-bis-zu-5-4-billionen-euro-136208
https://dserver.bundestag.de/btd/21/012/2101250.pdf
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geplanten Reduktion der Treibhausgasemissionen um 88 Prozent gegenüber 1990, liegen die aktuellen Pro-
jektionen nur bei rund 80 Prozent. Damit gerät auch das Ziel der Klimaneutralität in Gefahr. 
 
Die Sektoren Verkehr und Gebäude stellen weiterhin die größten Probleme dar. Beide Sektoren sind verant-
wortlich für die erwartete Überschreitung der EU-Klimaschutzziele (ESR) im Zeitraum 2021 bis 2030 um rund 
224 Millionen Tonnen CO₂. Dies wird den Zukauf von Emissionsrechten erforderlich machen. 
 
Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) mit der 65-Prozent-Regel für erneuerbare Energien in Neubauten wird im 
Bericht als zentraler Hebel für den Gebäudesektor bezeichnet. 
 
Gemäß § 10 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) ist die Bundesregierung verpflichtet, dem Bundestag jährlich 
einen Klimaschutzbericht vorzulegen. Seit 2024 enthält der Bericht eine Darstellung zur CO₂-Bepreisung und 
internationalen Entwicklungen im Klimaschutz. 
 
Quelle: DIHK  
 
 
Bericht über die Versorgungssicherheit der Bundesnetzagentur 
 
Die Bundesregierung hat am 03. September 2025 den Bericht der Bundesnetzagentur zum Stand und zur 
Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich von Elektrizität beschlossen. Das Monitoring analysiert die 
Entwicklung im Stromsystem bis zum Jahr 2035. Nach Einschätzung der DIHK enthält der Bericht mehrere 
Annahmen, die einer realistischen Überprüfung nicht standhalten. 
 
Für eine belastbare Versorgungssicherheitsbewertung sind realistischere Parameter und eine stärkere Be-
rücksichtigung aktueller Markt- und Technologieentwicklungen erforderlich. Zudem ist darauf hinzuweisen, 
dass sich der Markt in den kommenden Jahren dynamisch entwickeln wird, so dass Bewertungen immer eine 
kurze Halbwertszeit und damit beschränkte Aussagekraft haben. 
 
Den Bericht der Bundesnetzagentur finden sie hier. 
 
DIHK-Bewertung: 

Der aktuelle Versorgungssicherheitsbericht der Bundesnetzagentur enthält eine Reihe von Annahmen, die aus 
fachlicher Sicht kritisch zu hinterfragen sind. Im Folgenden werden die zentralen Kritikpunkte am Bericht „Ver-
sorgungssicherheit Strom 2025“ aufgeführt: 

1. CO₂-Preisannahmen unterschätzen CCS-Potenzial 

Die Annahme eines langfristig steigenden CO₂-Preises vernachlässigt die preisbegrenzende Wirkung 
von Carbon Capture and Storage (CCS). Bei breiter Anwendung ist davon auszugehen, dass CCS 
den CO₂-Preis auf maximal 130 €/t deckeln kann. Diese Preisobergrenze hätte erhebliche Auswirkun-
gen auf die Wirtschaftlichkeit fossiler und alternativer Technologien. 

2. Unrealistische Gaspreisannahmen 

Die angesetzten Gaspreise erscheinen zu niedrig. US-amerikanisches LNG ist derzeit preissetzend 
und kann aufgrund der Umwandlungs- und Transportkosten langfristig nicht unter 25 €/MWh angebo-
ten werden. Eine realistische Preisannahme ist essenziell für belastbare Szenarien. 

3. Fehleinschätzung beim Stromverbrauch 

Die prognostizierte Steigerung des Bruttostromverbrauchs bis 2030 auf 725 TWh ist in mehreren 
Punkten fragwürdig: 

o Der Eigenverbrauch von Kraftwerken sinkt mit der Abschaltung von Kohlekraftwerken, insbeson-
dere Braunkohle. Die reine Fortschreibung des aktuellen Wertes ist daher fragwürdig. 

o Ein industrielles Stromverbrauchswachstum von 10 Prozent bis 2030 ist angesichts aktueller 
Trends der wirtschaftlichen Entwicklung nicht plausibel. Zudem ist eine Elektrifizierung von Pro-
zesswärme teuer und Netzanschlusskapazitäten begrenzt. 

o Der angenommene zusätzliche Strombedarf für Wärmeanwendungen (51 TWh) würde 12,75 Mio. 
Haushaltswärmepumpen voraussetzen. Dies ist sowohl mit Blick auf den Zeitraum als auch per-
soneller Ressourcen eine unplausible Annahme. 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bundeswirtschaftsministerium.de%2FRedaktion%2FDE%2FPublikationen%2FEnergie%2Fversorgungssicherheit-strom-bericht-2025&data=05%7C02%7Creich.claudia%40dihk.de%7C2d5a44cd0ebe44d0809a08ddf141393d%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638931984614962343%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=bO9OALczfmFzAhhdUUOoO14jvVYUjJk0Io%2BVuWWGyNE%3D&reserved=0


IHK-Umweltinfo September 2025 7 

o Die angenommene PtG-Stromnachfrage von 35 TWh erfordert eine Elektrolyseurleistung von 8,75 
GW bei 4.000 Volllaststunden. Der Markt für Elektrolyseure stagniert jedoch, und ein solcher Aus-
bau erscheint bis 2030 nicht erreichbar. 

Daher halten wir auch die weitere Entwicklung der Stromnachfrage bis 2035 für unrealistisch. Die 
geringere Stromnachfrage führt auch zu einem geringeren Bedarf an Kraftwerken und Flexibilitäten. 

4. Widersprüchliche Annahmen zur Biomasse 

Die prognostizierte Absenkung der Biomasseleistung steht im Widerspruch zu den politischen Be-
schlüssen vom März, die eine Anschlussförderung vorsehen. Eine realistische Bewertung muss diese 
Entwicklungen berücksichtigen. 

5. Unterschätzung stationärer Speicher 

Der Bericht geht nicht von einem Zubau stationärer Speicher aus, sondern prognostiziert sogar Still-
legungen. Dies widerspricht dem aktuellen Trend, wonach Speicher auch ohne Förderung gebaut wer-
den. 

6. Fragwürdige Annahmen zu Flexibilitäten 

Die Entwicklungen bei Flexibilitäten – etwa beim bidirektionalen Laden – sind weitgehend endogen 
vorgegeben. Die daraus abgeleiteten Szenarien sind daher nicht als belastbare Befunde zu werten. 

7. Positiver Aspekt: Keine Notwendigkeit für Kraftwerksstrategie 

Positiv hervorzuheben ist, dass der Bericht zeigt, dass die Kraftwerksstrategie (KWS) nicht notwendig 
ist. Dies bestätigt die Robustheit des bestehenden Marktdesigns unter den aktuellen Rahmenbedin-
gungen. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Strompaket im Kabinett beschlossen: Überblick zu Netzentgelten und Stromsteuer 
 
Die Bundesregierung hat am 03. September 2025 ein umfangreiches Paket zur Strompreisentlastung verab-
schiedet. Kernpunkte sind ein Bundeszuschuss zur Absenkung der Netzentgelte ab 2026 sowie die Versteti-
gung der Stromsteuerentlastung für bestimmte Unternehmensgruppen. Die Entlastungswirkung fällt regional 
und nach Zielgruppe unterschiedlich aus. Die finanzielle Entlastung von Haushalten und Unternehmen erfolgt 
über zwei zentrale Hebel: Erstens Zuschüsse zu den Übertragungsnetzentgelten sowie zweitens eine Absen-
kung der Stromsteuer für bestimmte Branchen. 
 
Netzentgeltzuschuss: 

Ab dem Jahr 2026 plant die Bundesregierung einen Zuschuss in Höhe von 6,5 Milliarden Euro für die Übertra-
gungsnetzbetreiber. Der Zuschuss soll bis 2029 jährlich ausgezahlt werden und umfasst in Summe eine Ent-
lastung von 26 Milliarden Euro. Finanziert wird dieser Betrag aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF). 
Ziel ist eine Absenkung der gestiegenen Netzentgelte, die derzeit rund ein Drittel des Strompreises im Ge-
werbe ausmachen. 
 
Der Zuschuss wird an die Betreiber der Übertragungsnetze gehen und von dort über die nachgelagerten Ver-
teilnetze bis zu den Abnehmern weitergegeben. Die geschätzte Entlastung liegt nach Angaben der Bundesre-
gierung bei durchschnittlich 2 Cent je Kilowattstunde. Die tatsächliche Entlastung variiert je nach Region, da 
die Netzentgelte in den Regionen unterschiedlich hoch sind. Damit die Entlastung ab Januar 2026 greifen 
kann, müssen die gesetzlichen Regelungen bis spätestens 10. Oktober 2025 verabschiedet sein. Nur dann 
können die Netzbetreiber den Zuschuss bei der Entgeltkalkulation für das Jahr 2026 berücksichtigen. 
 
Stromsteuerentlastung: 

Zweiter Bestandteil des Strompakets ist die Verstetigung der Stromsteuerabsenkung auf EU-Mindestniveau 
für bestimmte Unternehmensgruppen. Die Maßnahme gilt für über 600.000 Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes sowie der Land- und Forstwirtschaft, darunter auch produzierende Handwerksbetriebe. Eine allge-
meine Stromsteuersenkung für alle Verbrauchergruppen ist nicht vorgesehen. Auch gibt die Bundesregierung 
keine Perspektive, ab wann die versprochene Stromsteuersenkung für alle folgen soll. Den weiteren Zeitplan 
des Gesetzgebungsprozesses haben wir Ihnen mit Blick auf die Stromsteuersenkung nachstehend angehängt. 
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DIHK-Einordnung: 

Das Strompaket stellt eine kurzfristige Maßnahme zur Stabilisierung der Stromkosten dar. Besonders die Be-
zuschussung der Netzentgelte ab 2026 kann eine direkte Entlastungswirkung für die Breite der gewerblichen 
Wirtschaft entfalten. Sie ist jedoch kein Ersatz für eine kosteneffiziente Reform der Netzentgeltsystematik. 
 
Die Stromsteuerregelung adressiert lediglich das produzierende Gewerbe und blendet damit zahlreiche Bran-
chen wie Gastronomie, Handel aber auch die Logistik und Hafeninfrastruktur aus. Große Teile der Wirtschaft 
bleiben damit erst einmal außen vor. Es bleibt daher wichtig die Stromkosten zukünftig für alle zu entlasten, 
indem die Stromsteuer gesenkt und weitere Umlagen in den Bundeshaushalt überführt werden.  
 
Weitere Informationen: 

• Hier gelangen Sie zur Pressemeldung der Bundessregierung vom 03. September 2025 und  

• hier gelangen Sie zur Pressemitteilung des Bundesministeriums der Finanzen. 

• Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes 

• Entwurf eines Gesetzes für einen Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten für das Jahr 2026 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Kabinettbeschlüsse zur Gasspeicherumlage, CO2-Speichergesetz und weiteren Energiegesetzen 
 
Das Bundeskabinett hat am 06. August 2025 ein umfangreiches Energie-Gesetzes-Paket beschlossen, das 
zahlreiche Änderungen und neue Vorgaben für Unternehmen mit sich bringt.  
Zu den wichtigsten Beschlüssen zählen:  

• Abschaffung der Gasspeicherumlage: Ab dem 01. Januar 2026 entfällt die Umlage, die fortan in den 
Bundeshaushalt überführt werden soll. 

• Erleichterung der CO₂-Speicherung und -Nutzung: Das neue Kohlendioxid-Speichergesetz bietet für 
Unternehmen in bestimmten Sektoren die gesetzliche Grundlage, die die Abscheidung, Speicherung 
und Transport von CO₂ ermöglicht. 

• Geothermie-Beschleunigungsgesetz: Planungs- und Genehmigungsverfahren für Projekte wie Ge-
othermie, Wärmepumpen und Wärmespeicher werden vereinfacht und beschleunigt. 

• Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) und Messstellenbetriebsgesetzes: Neu geregelt 
werden u.a. Vorgaben zur Absicherungspflicht für Energieversorger und das sogenannte „Energy Sha-
ring“. 

• Umsetzung der EU-Erneuerbaren-Richtlinie (RED III): Die Vorschriften zum Ausbau erneuerbarer 
Energien – insbesondere Windenergie auf See und Stromnetze – werden weiter harmonisiert, um 
Investitionsanreize zu stärken. 

 
Die Pressemitteilung des Bundeswirtschaftsministeriums sowie die verlinkten Gesetzestexte finden Sie unter 
BMWE - Bundeskabinett beschließt zahlreiche Gesetze im Energiebereich. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe 
 
 
Referentenentwürfe zur RED-III-Umsetzung: Änderungen der BioSt-NachV und Biokraft-NachV 
 
Das Bundesumweltministerium hat im August 2025 einen Referentenentwurf vorgestellt, mit dem die EU-
Richtlinie RED III in deutsches Recht umgesetzt werden soll. Es betrifft die Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung (BioSt-NachV) und die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV). Die geplanten 
Änderungen sorgen für Kritik. Deutschland geht an mehreren Stellen über die EU-Vorgaben hinaus – mit Fol-
gen für Unternehmen und Versorgungssicherheit. 
 
Wesentliche Inhalte des Entwurfs: 

• Zertifizierung: Ab 2027 soll für Zertifizierungsstellen eine verpflichtende DAkkS-Akkreditierung gel-
ten. Dies könnte die Zahl verfügbarer Zertifizierer beeinflussen. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/niedrigere-netzentgelte-2382396
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2025/09/2025-09-03-massnahmen-niedrigere-energiepreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_III/21_Legislaturperiode/2025-07-23-Energie-StromStG/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20250822-entwurf-eines-gesetzes-fuer-einen-zuschuss-zu-den-uebertragungsnetzkosten-fuer-2026.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/08/20250806-bundeskabinett-beschliesst-zahlreiche-gesetze-im-energiebereich.html
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/biost-nachv_biokraft-nachv/Entwurf/biost-nachv_biokraft-nachv_refe_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/biost-nachv_biokraft-nachv/Entwurf/biost-nachv_biokraft-nachv_refe_bf.pdf
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• Schwellenwerte für Biomasseanlagen: Die geplante Absenkung von 20 auf 7,5 MW betrifft vor allem 
Anlagen, die ihre Leistung aus Effizienz- oder Flexibilitätsgründen erhöhen. Diskutiert wird, künftig die 
Bemessungsleistung, statt der installierten Leistung zugrunde zu legen. 

• Biomasse aus Waldbeständen: Eine zusätzliche Zertifizierung nachhaltiger Waldbewirtschaftung 
wäre vorgesehen. Waldbesitzer verweisen auf bestehende Regelungen im Bundeswaldgesetz und die 
Kontrolle durch Forstämter. 

• Treibhausgasminderungen: Vorgesehen ist eine Anhebung der Einsparziele auf 80 Prozent bereits 
ab 2026. Hier wird auf technische Machbarkeit und geeignete Übergangsfristen hingewiesen. 

• Nachweispflichten: Neue Vorgaben zur Datenerfassung und Dokumentation könnten zusätzlichen 
Aufwand erzeugen. Eine stärkere Verzahnung mit bestehenden EU-Datenbanken wird als sinnvoll 
erachtet. 

• Übergangsregelungen für Zertifizierungsstellen: Vorgesehen ist, dass bestehende Stellen bis 
Ende 2028 weiterarbeiten können. Positiv bewertet wird zudem die geplante Anerkennung ausländi-
scher Zertifizierer. 

 
Einordnung: 

Die Diskussion dreht sich vor allem um den Umfang der nationalen Anforderungen im Vergleich zu den EU-
Vorgaben. Ziel bleibt es, Betrug vorzubeugen, Nachhaltigkeit zu sichern und gleichzeitig praktikable Verfahren 
für Unternehmen zu gewährleisten. 
 
Was bedeutet das für Unternehmen? 

• Betreiber von Biomasseanlagen müssen prüfen, ob sie durch die neue Schwellenwertgrenze betroffen 
sind. 

• Produzenten und Händler von Biomasse und Biokraftstoffen müssen sich auf strengere Dokumenta-
tions- und Nachweispflichten einstellen. 

• Zertifizierungsstellen müssen rechtzeitig eine Akkreditierung bei der DAkkS beantragen. 

• Unternehmen sollten sich frühzeitig mit den neuen Anforderungen vertraut machen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
CISAF-Industriestrompreis und Kraftwerksstrategie belasten die Wirtschaft 
 
Die Bundesregierung plant, mit einem Industriestrompreis Teile der Wirtschaft zu entlasten, während gleich-
zeitig im Rahmen der Kraftwerksstrategie neue Umlagen die Betriebe in der Breite belasten. 
 
Werden die prognostizierten Entlastungen beim Industriestrompreis mit den zu erwartenden Belastungen der 
geplanten Kraftwerksstrategie bilanziert, ergibt sich für die Breite der gewerblichen Wirtschaft ein negatives 
Ergebnis. Denn einerseits sind die Möglichkeiten der Entlastungen im europäischen Rahmen des CISAF-In-
dustriestrompreises für Deutschland sehr begrenzt. Entlastungen folgen der Regel 50/50/50, was so viel be-
deutet wie: Entlastungen nur auf 50 Prozent des Stromverbrauchs, um maximal 50 Prozent auf maximal 50 
€/MWh mit der Pflicht 50 Prozent der Entlastungssumme in die Energiewende zu reinvestieren. Was bleibt, ist 
zumeist nur eine Entlastung im einstelligen Prozentbereich. 
 
Gleichzeitig will das Wirtschaftsministerium 20 GW neue Gaskraftwerke ausschreiben, deren Neubau allein 
Investitionskosten von gut 20 Milliarden Euro erfordert und je nach zusätzlichen Kriterien über den klimafreund-
lichen Betrieb in Zukunft erhebliche Betriebskosten mit sich bringt. Für Abnehmer und Verbraucher bedeutet 
der Kapazitätsmarkt eine neue Umlage, deren Einführung auch europarechtlich vorgeschrieben ist und die 
nach Einschätzung von Experten sowie aus Kreisen des Wirtschaftsministeriums mit etwa 2 Cent pro kWh 
bzw. 20 €/MWh veranschlagt wird. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Referentenentwurf zur Neufassung der Chemikalien-Klimaschutzverordnung 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUKN) hat einen Referentenentwurf einer Verordnung zur Durchführung 
der Verordnung (EU) 2024/573 über fluorierte Treibhausgase und zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft mit 
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teilfluorierten Kohlenwasserstoffen (F-Gase-Verordnung) veröffentlicht, mit dem die Chemikalien-Klimaschutz-
verordnung neu gefasst werden soll. 
 
Mit dem Verordnungsentwurf sollen in erster Linie die Zertifizierungsanforderungen der F-Gas-Verordnung 
(EU) 2024/573 umgesetzt werden, indem zum einen die Regelungen zur Erteilung von Sachkundebescheini-
gungen und Unternehmenszertifikaten aktualisiert werden. Bis spätestens zum 12. März 2029 müssen alle 
Sachkundebescheinigungen und Unternehmenszertifikate an diese neuen Mindestanforderungen angepasst 
werden. Zudem wird festgelegt, dass die bisher schon verpflichtende Rücknahme von teilfluorierten Kohlen-
wasserstoffen (HFKW) ab dem 01. Januar 2027 für den Zurückgebenden unentgeltlich zu erfolgen hat. 
 
Die DIHK hat dem BMUKN eine Stellungnahme gesandt, in den Erleichterungen bei der Ausstellung Sach-
kundebescheinigungen empfohlen werden. 
 
Den Referentenentwurf und die Stellungnahmen der Länder und Verbände veröffentlicht das BMUKN hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz: Neuer Referentenentwurf veröffentlicht 
 
Das Umweltministerium (BMUKN) hat einen Referentenentwurf zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes veröffentlicht. Zur Umsetzung von Gerichtsurteilen und Beschlüssen des Compliance-Komitees der 
Aarhus-Konvention sieht er die Erweiterung des Anwendungsbereichs vor. 
 
Zudem sollen Gerichtsverfahren durch die Einführung einer Klageerwiderungsfrist beschleunigt werden. In 
ihrer Stellungnahme vom 12. August 2025 erwartet die DIHK, dass Ausweitungen der Klagebefugnisse von 
Umweltorganisationen künftig mehr Planungs- und Genehmigungsverfahren verzögern, was sich negativ auf 
betriebliche Tätigkeiten und die Wettbewerbsfähigkeit auswirken wird. Zwar setzt die Novelle internationale 
und gerichtliche Vorgaben eins zu eins um, allerdings erfolgt keine Überprüfung, ob an anderen Stellen euro-
parechtliche Spielräume für Einschränkungen bestehen. Die durch die Ausweitung von Klagebefugnissen in-
duzierte Verlängerung von Genehmigungsdauern macht die vollständige Umsetzung des Pakts für Beschleu-
nigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren aus Sicht der Unternehmen umso dringlicher. 
 
Deshalb sollten die vorhandenen nationalen Spielräume zur Beschleunigung der Verfahren ausgeschöpft wer-
den. Dazu sollten Fristen für die Erhebung und Begründung von Klagen sowie die Beweismittelbeibringung 
eingeführt und die Dauer von Gerichtsverfahren begrenzt werden. Wie im Koalitionsvertrag beschlossen, soll-
ten sich die Klagerechte zudem auf unmittelbare Betroffene fokussieren. 
 
Den Referentenentwurf und die Stellungnahmen von Ländern und Verbänden veröffentlicht das BMUKN hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Referentenentwürfe zur Umsetzung der IE-Richtlinie 
 
Das BMUKN hat erneut ein Artikelgesetz und eine Mantelverordnung zur Umsetzung der Richtlinie über In-
dustrieemissionen (IE-Richtlinie) an Verbände versandt. Gesetzestext und Begründung umfassen über drei-
hundert Seiten. 
 
Die zahlreichen Dokumente beinhalten Gesetzesentwürfe, Synopsen und einen Fact-Sheet. An der Mantel-
verordnung wurden wenige Änderungen im Vergleich zu den ersten Entwürfen aus November 2024 vorge-
nommen. Neben Anpassungen der Entwürfe von November 2024 sind im Artikelgesetz auch Änderungen am 
Kreislaufwirtschaftsgesetz, Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Umweltauditgesetz (UAG) und Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vorgesehen. Kernstück des Verordnungspaketes bleibt die neue Ver-
ordnung über die Umsetzung von Vorgaben an ein Umweltmanagementsystem und von Umweltleistungswer-
ten in Industrieanlagen (45. BImSchV). 
 
Den Referentenentwurf sowie die Stellungnahmen von Ländern und Verbänden veröffentlicht das BMUKN 
hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/referentenentwurf-einer-verordnung-zur-durchfuehrung-der-verordnung-eu-2024-573-ueber-fluorierte-treibhausgase-und-zur-staerkung-der-kreislaufwirtschaft-mit-teilfluorierten-kohlenwasserstoffen
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bundesumweltministerium.de%2Fgesetz%2Freferentenentwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-umwelt-rechtsbehelfsgesetzes-und-weiterer-umweltrechtlicher-vorschriften-2025&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Cd2824ddd0828466bd25408ddec671687%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638926649697134581%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=2juDw6ym%2BIJqx9duopeFC8nRafdxdOdoGxLjqhsQ%2BMg%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bundesumweltministerium.de%2Fgesetz%2Freferentenentwurf-eines-gesetzes-zur-umsetzung-der-richtlinie-eu-2024-1785-zur-aenderung-der-richtlinie-2010-75-eu-ueber-industrieemissionen&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Cd2824ddd0828466bd25408ddec671687%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638926649697160114%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=IkTvFnp72yujZ2TZvYeoOJ5bueSEtKy4Gyy4KuXDaEI%3D&reserved=0
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ElektroG & BattG: Neue Gebühren 
 
Seit dem 18. August 2025 gilt eine neue Gebührenverordnung für das ElektroG und das BattG. Ziel ist es, die 
Verwaltungskosten transparenter und EU-konform zu gestalten. 
 
Wichtige Änderungen im Überblick: 

• Registrierungen: Einmal- und laufende Gebühren wurden gesenkt. 

• BattG: Registrierungen pro Marke/Kategorie deutlich günstiger, laufende Gebühren moderat. 

• Garantien: Kollektivgarantien wurden günstiger. Individuelle Garantien hingegen deutlich teurer. 

• Bevollmächtigte: Für umfangreiche Vertretungen (viele Registrierungen) gelten deutlich höhere Kos-
ten. 

• Sammel- und Abholaufträge: Gebühren leicht reduziert. 

• Systeme für B2C-Hersteller: Deutlich höhere Kosten und striktere Vorgaben. 
 
Fazit: Die Reform bringt Entlastungen für kleine Hersteller (weniger Grundkosten), während größere Marktak-
teure und komplexe Garantiesysteme künftig stärker belastet werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundesnetzagentur legt Hochlaufentgelt für Wasserstoffkernnetz fest 
 
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat am 14. Juli 2025 das Hochlaufentgelt für das Wasserstoffkernnetz auf 
25 €/kWh/h/a festgesetzt. Das einheitliche Entgelt gilt bundesweit für Einspeisung und Entnahme und basiert 
auf einem nicht-unterbrechbaren Jahreskapazitätsprodukt. 
 
Die Entscheidung basiert auf dem WANDA-Modell (Wasserstoff-Netzentgelt-Design-Ansatz), das vorsieht, die 
Netzentgelte in der Anfangsphase unterhalb der Vollkostendeckung anzusetzen. Trotz dieses Modells wurde 
das Entgelt am oberen Rand des zuvor diskutierten Preiskorridors angesetzt. 
 
So sollen erste Marktakteure nicht übermäßig belastet werden. Die Finanzierungslücke soll im Laufe der Jahre 
durch eine zunehmende Auslastung des Netzes geschlossen werden. Die Bundesnetzagentur wird dabei alle 
drei Jahre prüfen, ob die Entgelte eine Deckung des sogenannten Amortisationskontos ermöglichen, und ge-
gebenenfalls eine Anpassung vornehmen. 
 
Ziel der Festlegung ist es, eine langfristige Refinanzierung des Netzes bis zum Jahr 2055 sicherzustellen und 
gleichzeitig einen marktfähigen Einstieg in den Wasserstoffmarkt zu ermöglichen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
EU-Kommission stellt EU-Haushalt vor - Vorschlag: Budget von zwei Billionen Euro 
 
Am 16. Juli 2025 hat die EU-Kommission ihren Vorschlag für den neuen Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 
2028–2034 vorgelegt. Das Paket umfasst eine Verordnung zur Festlegung des Mehrjährigen Finanzrahmens 
(MFR-VO), eine interinstitutionelle Vereinbarung über Haushaltsfragen (IIV), einen Entwurf für einen Be-
schluss über Eigenmittel und eine Verordnung über die Ausführung, Überwachung und Bewertung des Haus-
haltsplans der Union. 
 
Nach Auffassung der EU-Kommission soll sich der neue Mehrjahresfinanzrahmen durch folgende Eigenschaf-
ten auszeichnen: 

1. Größerer Umfang: Der nächste MFR soll sich auf fast 2 Billionen Euro belaufen. Das würde durch-
schnittlich 1,26 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) der EU zwischen 2028 und 2034 ent-
sprechen. Zum Vergleich: Im laufenden MFR, der noch bis 2027 geht, gibt die EU circa 1,2 Billionen 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/187/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/20250714_Hochlauf.html
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Euro oder 1,13 Prozent des BNE der EU aus. Die EU-Kommission schlägt vor, dass 0,11 Prozent des 
BNE für die Rückzahlungen des NextGenerationEU bereitgestellt werden, die 2028 beginnen. 

2. Neue Struktur: Die EU-Kommission strebt mehr Flexibilität im gesamten Haushalt an und wird zu 
diesem Zweck einen größeren Anteil als bisher nicht fest verplanen. Die EU-Förderung soll ergebnis-
orientierter und einfacher werden. Die Anforderungen an eine Förderung durch mehrere Programme 
in einem Politikbereich sollen vereinheitlicht und "vor die Klammer gezogen" werden. Es gibt künftig 
nur noch drei beziehungsweise (einschließlich der Verwaltung) vier Rubriken. Es wird nationale und 
regionale Partnerschaftspläne geben. Sie werden mit der Zusage von Investitionen und Reformen 
verknüpft. 

3. Ausrichtung an EU-Prioritäten: Der neue MFR wird einen starken Fokus auf europäische Prioritäten 
legen, darunter Wettbewerbsfähigkeit und Verteidigungsfähigkeit beziehungsweise Resilienz. 

 
Der MFR wird in die folgenden vier Rubriken aufgeteilt: 

Die erste Rubrik umfasst nationale und regionale Partnerschaftspläne (NRPP) sowie die Rückzahlung von 
Mitteln aus dem Programm "NextGenerationEU" und wird sich auf knapp 1 Billion Euro belaufen. Die nationa-
len und regionalen Partnerschaftspläne (865 Milliarden Euro) decken die Bereiche Kohäsionspolitik, Sozialpo-
litik, Gemeinsame Agrarpolitik, Fischerei- und Meerespolitik, Migration, Grenzmanagement und innere Sicher-
heit ab. Sie sollen in enger Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Kommission, den Mitgliedstaaten, 
den Regionen, den lokalen Gebietskörperschaften und den Interessengruppen konzipiert und umgesetzt wer-
den. Ziel ist es, die Bereitstellung europäischer Unterstützung schneller, flexibler und individueller zu gestalten. 
 
Rubrik zwei wird Investitionen in "Wettbewerbsfähigkeit, Wohlstand und Sicherheit" finanzieren. Sie umfasst 
den Europäischen Wettbewerbsfonds (ECF), das neue Programm "AgoraEU" zur Unterstützung des Kultur-
sektors und mehrere bestehende EU-Programme wie CEF, Erasmus+ oder den EU-Katastrophenschutzme-
chanismus. Sie wird sich auf 589,6 Milliarden Euro belaufen. Den größten Anteil an dieser Rubrik hat – mit 
409 Milliarden Euro – der European Competitiveness Fund (EFC), in dem auch das Forschungsrahmenpro-
gramm "Horizon Europe" als eigenständiger Haushaltstitel enthalten ist. Er soll sich auf vier Schlüsselbereiche 
konzentrieren: ökologischen Wandel und Dekarbonisierung; digitaler Wandel; Gesundheit, Biotechnologie, 
Landwirtschaft und Bioökonomie sowie Verteidigung und Raumfahrt. 
 
Die dritte Rubrik konzentriert sich auf die Außenpolitik und beläuft sich auf 215,2 Milliarden Euro. Sie umfasst 
das Programm "Global Europe" mit 200 Milliarden Euro, mit dem die Vor-Ort-Wirkung des auswärtigen Han-
delns der EU in den Partnerländern verbessert werden soll. Eine spezielle Reserve (15 Milliarden Euro) für die 
Bewältigung unvorhergesehener, krisenhafter Ereignisse ist ebenso enthalten. Bis zu 100 Milliarden Euro kön-
nen mobilisiert werden, um das Wiederaufbau-Engagement der EU in der Ukraine zu unterstützen. Direkte 
Militärhilfe ist darin nicht enthalten. 
 
Die vierte Rubrik deckt die Ausgaben für die europäische öffentliche Verwaltung ab, also Bezüge der EU-
Beamten und ihre Pensionen (6 Prozent des MFR). 
 
Neue Eigenmittel 

Die EU-Kommission schlägt fünf neue Eigenmittel vor, die zusammen 44 Milliarden Euro jährlich einbringen 
sollen. Insgesamt soll ihr Finanzierungsanteil dadurch noch steigen, dass die (Erhebungs-) Bedingungen für 
bestehende Eigenmittel zugunsten der EU geändert werden (dann 58,5 Milliarden Euro). 

1. Emissionshandelssystem (ETS): Ein Anteil der Einnahmen aus dem schon bestehenden Emissions-
handel, die bislang aber noch nicht in den EU-Haushalt fließen (rund 9,6 Milliarden Euro); 

2. Kohlenstoffgrenzausgleichsmechanismus (CBAM): Ein Anteil der Einnahmen aus dem CBAM, das 
bislang noch nicht in Kraft ist (rund 1,4 Milliarden Euro); 

3. Abgabe auf nicht-recycelten Elektroschrott, gewichtsabhängig (rund 15 Milliarden Euro); 

4. Anteil am Tabaksteueraufkommen der Mitgliedstaaten (TEDOR; rund 11,2 Milliarden Euro); 

5. Unternehmensressource für Europa (CORE): Ein Pauschalbeitrag, der von Unternehmen und Be-
triebsstätten erhoben wird, die in der EU ansässig sind und einen Jahresnettoumsatz von mindestens 
100 Millionen Euro erzielen (rund 6,8 Milliarden Euro). 

 
Nach der Analyse und Positionierung beginnen ab Herbst 2025 formelle Verhandlungen im Europäischen Rat. 
Ziel ist es, bis Ende des Jahres eine Basis für Verhandlungen festzulegen. 
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Auf dem Dezember-Gipfel werden sich die EU-Staats- und Regierungschefs das erste Mal mit den Kommis-
sionsvorschlägen befassen. Von ihnen werden Leitlinien für die weiteren Verhandlungen auf Ministerebene 
erwartet. Entscheidungen wird es dort nicht geben. Die Verabschiedung der MFR-Verordnung – damit ist erst 
im Jahr 2027 zu rechnen – erfordert Einstimmigkeit. Ebenfalls einstimmig muss die Eigenmittel-Verordnung 
beschlossen werden, wobei dieser Beschluss dann noch von den Mitgliedstaaten gemäß ihren jeweiligen ver-
fassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert werden muss. 
 
Das EU-Parlament beginnt nach der Sommerpause mit seinen Beratungen. Seine Zustimmung (einfache 
Mehrheit) wird für die Verabschiedung eines Teils des Pakets (zum Beispiel MFR-VO, Interinstitutionelle Ver-
einbarung) gebraucht. 
 
Einzelne, für die Wirtschaft wichtige Felder werden näher beleuchtet: 

1. Kohäsion: Die Kohäsionspolitik soll nach den Vorstellungen der EU-Kommission weitreichenden Re-
formen unterzogen werden. Die größte Änderung wäre eine Zusammenführung mehrerer Programme 
– Kohäsion, Gemeinsame Agrarpolitik und verschiedene Instrumente zu Migration, Sicherheit und 
Verteidigung – unter dem Dach des "European Fund for Economic, Territorial, Social Cohesion, Agri-
culture and Rural, Fisheries and Maritime Prosperity and Security". Innerhalb dieses Fonds sollen 
Politiken zu übergreifenden Themen künftig stärker koordiniert und Synergieeffekte genutzt werden. 
Bisher verhandeln die Regionen selbst mit der EU, wie und wo die Gelder eingesetzt werden sollen. 
Dies soll durch 27 sogenannte nationale und regionale Partnerschaftspläne ersetzt werden. Künftig 
soll also ein Plan pro Mitgliedstaat ausreichen, in dem dann die Gelder zusammengefasst geplant und 
verteilt werden. Eine weitere Neuerung wären stärkere Konditionalitäten, das heißt die Knüpfung der 
Gelderauszahlungen an die Erfüllung vorher festgelegter Meilensteine. Auch mehr Flexibilität ist vor-
gesehen, um stärker als bisher auf unerwartete Krisen und politische Ereignisse reagieren zu können. 
Vom Parlament wurden die Pläne bereits stark kritisiert, da sie zu einer Fragmentierung statt einer 
gemeinsamen europäischen Vision führen würden. 

2. Wettbewerbsfähigkeitsfonds: Der European Competitiveness Fund (ECF) soll maßgeblich zur Um-
setzung des Kompasses für Wettbewerbsfähigkeit beitragen und verfolgt drei Ziele: Vereinfachung, 
Finanzierung und bessere Koordinierung. Beim Thema Vereinfachung möchte die Kommission den 
administrativen Aufwand senken, indem sie ein einheitliches Regelwerk für die derzeit noch unter-
schiedlichen Programme einführt, Förderprozesse konsolidiert und den Zugang zu Hilfen vereinfacht. 
Als Blaupause sollen hierfür das derzeitige "Funding & Tenders Portal" sowie die STEP-Plattform die-
nen. Darüber hinaus möchte die EU-Kommission mit dem ECF auch finanziell zur Erreichung der Ziele 
des Kompasses beitragen und diesen mit Geldern unterlegen. Von den 409 Milliarden Euro ist der 
größte Anteil für Horizon Europe mit 175 Milliarden Euro vorgesehen. 
 
Bei den anderen Politikbereichen soll die Verteilung folgendermaßen aussehen: 

• Energiewende und Dekarbonisierung: 67,4 Milliarden Euro 

• Gesundheit und Ökonomie: 22,6 Milliarden Euro 

• Digitaler Wandel: 54,8 Milliarden Euro 

• Verteidigung und Weltraum: 130,7 Milliarden Euro 
 
Wobei bei dieser Zusammenstellung im Politikbereich "Energiewende und Dekarbonisierung" bereits 
die Unterstützung aus dem Innovationsfonds von 41,2 Milliarden Euro miteinbezogen wurde und sich 
die Summe der verschiedenen Bereiche daher auf 450,5 Milliarden Euro beläuft. 

3. Horizon Europe: Die EU-Kommission hat im Zuge des MFR-Vorschlags außerdem geplant, das For-
schungsrahmenprogramm "Horizon Europe" im kommenden EU-Haushalt für 2028 bis 2034 deutlich 
auszubauen und mit einem Budget von 175 Milliarden Euro auszustatten – fast doppelt so viel wie in 
der aktuellen Förderperiode. Das Programm solle damit als eigenständiger Pfeiler innerhalb des EU-
Wettbewerbsfonds (ECF) erhalten bleiben. 
 
Horizon Europe soll künftig auf vier statt der momentanen drei Fördersäulen beruhen: Exzellenzwis-
senschaft, Wettbewerbsfähigkeit und Gesellschaft, Innovation sowie der Europäische Forschungs-
raum. Dadurch möchte die EU den teilnehmenden Unternehmen unter anderem eine kohärentere 
Förderung entlang des gesamten Innovationszyklus von der Forschung bis hin zum marktreifen Pro-
dukt ermöglichen. Besonders deutlich fällt die geplante Budgetsteigerung daher für den Europäischen 
Forschungsrat (ERC) und den Europäischen Innovationsrat (EIC) aus: Während der ERC doppelt so 
viel Mittel erhalten soll, ist für den EIC sogar eine Verdreifachung vorgesehen. Allerdings bleibt 

https://www.horizont-europa.de/de/Der-Europaische-Forschungsrat-ERC-1748.html
https://www.horizont-europa.de/de/Der-Europaische-Innovationsrat-EIC-1776.html
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abzuwarten, ob die vorgeschlagene Budgeterhöhung in den weiteren politischen Verhandlungen Be-
stand haben wird. Lesen Sie mehr dazu in dem Beitrag von Lorenz Kramer. 

4. Digitalisierung: Der Digitalbereich profitiert stark vom Wettbewerbsfähigkeitsfonds. So sollen die Gel-
der für digitale Projekte verfünffacht werden, auf künftig fast 55 Milliarden Euro. Im Entwurf ist von 
"Digital Leadership" die Rede, was die Ansprüche der EU, im Digitalsektor ein führender Kontinent zu 
werden, unterstreicht. Neben anderen Themen spielt hier Sicherheit und Infrastruktur eine wichtige 
Rolle. 

5. Energie und Klima: Die Politikbereiche Energie und Klima sollen zukünftig unter der Haushaltsrubrik 
Wettbewerb, Wohlstand und Verteidigung sowie Binnenmarkt verwaltet werden. 
 
Unter dem angedachten Dachfonds für Wettbewerbsfähigkeit (Wettbewerbsfähigkeitsfonds) werden 
insgesamt 67,4 Milliarden Euro für die saubere Transformation und industrielle Dekarbonisierung vor-
gesehen, ohne dass die Kommission eine weitergehende Aufschlüsselung der Mittel zum jetzigen 
Zeitpunkt vorlegt. 
 
In Hinblick auf die "Connecting Europe"-Fazilität (CEF) ist eine deutliche Zunahme der Mittel auf 
81,428 Milliarden Euro zu verzeichnen, die für den grenzübergreifenden Ausbau der Energie- und 
Transportinfrastruktur vorgesehen ist. Der Anteil der Elektrizitätssäule (CEF-E) unter der Fazilität soll 
über die nächste 7-jährige Haushaltsperiode rund 29,9 Milliarden Euro betragen und sich auf Investi-
tionen in europäische Interkonnektoren (Grenzkuppelstellen), Energienetze, Offshore Netzwerke, die 
Erzeugung und Speicherung von erneuerbaren Energien sowie den Ausbau alternativer Kraftstoffinf-
rastruktur fokussieren. Dies entspricht mehr als einer Verdoppelung der bisherigen Mittel für die grenz-
übergreifende Energieinfrastruktur in Europa. 

6. Bildung: Im Zuge der Vorstellung des MFR wurde auch der Plan für das Erasmus+ Programm ab 
2028. Das Gesamtbudget für die Jahre 2028-2034 wird im Vergleich zum derzeitigen Budget für die 
Jahre 2021-2028 deutlich steigen. Das Budget erhöht sich von etwa 26 Milliarden Euro auf knapp 41 
Milliarden Euro. Diese Steigerung ist bemerkenswert, selbst wenn man die Inflation berücksichtigt. 
 
Allerdings gibt es aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft auch eine weniger erfreuliche Nachricht: Künf-
tig wird es keine Zweckwidmung mehr für die berufliche Mobilität geben. Dies bedeutet, dass die EU-
Kommission frei entscheiden kann, wie viel Geld sie im folgenden Jahr in welche Bereiche leiten wird. 
Es ist wichtig zu beachten, dass aus dem Erasmus+-Programm auch andere Projekte abseits der 
Mobilität finanziert werden. 
 
Grundsätzlich sollen künftig über die nationalen und regionalen Partnerschaftspläne (siehe oben) 
ebenso Gelder für den Bereich Skills in Aus- und Weiterbildung bereitgestellt werden. Der genaue 
Umfang wird jedoch erst in den jeweiligen Plänen für die einzelnen Mitgliedstaaten vereinbart werden. 
In den Jahren 2021-2027 fließen etwa 40 Milliarden Euro aus dem Europäischen Sozialfonds in den 
Bereich Aus- und Weiterbildung. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission schlägt neues Klimaziel für 2040 vor: 90 Prozent Emissionsreduktion 
 
Die EU-Kommission hat am 02. Juli 2025 ein Klimaziel für das Jahr 2040 vorgeschlagen: Eine Netto-Treib-
hausgasminderung um 90 Prozent gegenüber 1990, was bedeutet, dass auch CO₂-Aufnahme beispielsweise 

durch CO₂-Abscheidungen und Speicherungen angerechnet werden. Der Vorschlag ist Bestandteil eines 
neuen Verordnungsentwurfs zur Fortschreibung des EU-Klimagesetzes und enthält auch erste Leitlinien zum 
Einsatz internationaler Emissionsgutschriften, zur Integration dauerhafter CO₂-Entnahmen und zu neuen Fle-
xibilitätsmechanismen im EU-Emissionshandel. 
 
Mit dem vorgelegten Vorschlag konkretisiert die EU-Kommission das EU-Klimaziel für 2040 und sieht vor, dass 
die Netto-Treibhausgasemissionen der EU bis 2040 um 90 Prozent gegenüber dem Referenzjahr 1990 redu-
ziert werden sollen. Dieses Ziel dient als zentraler Zwischenschritt zur gesetzlich verankerten Klimaneutralität 
bis 2050. 
 
Der Verordnungsentwurf unterstreicht ausdrücklich, dass das 90-Prozent-Ziel unter Berücksichtigung techno-
logischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Aspekte erreicht werden soll. Neu ist zudem die geplante 
Öffnung für internationale Kooperationsmechanismen nach Artikel 6 des Pariser Abkommens: Die EU-Kom-
mission schlägt vor, ausgewählte internationale Emissionsgutschriften unter klaren Bedingungen und 

https://www.dihk.de/de/eu-kommission-stellt-neues-forschungsrahmenprogramm-vor-134980
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/climate-strategies-targets/2040-climate-target_en
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Qualitätskriterien für die EU-Treibhausgasminderungen einzubeziehen, in Höhe von maximal 3 Prozent der 
EU-Nettoemissionen von 1990. 
 
Eine weitere Neuerung ist die beabsichtigte Integration dauerhafter CO₂-Entnahmen in den EU-Emissions-
handel. Technologien wie Direct Air Capture and Storage (DACCS) oder die unterirdische Speicherung von 
biogenem CO₂ könnten künftig in die Marktarchitektur aufgenommen werden. Die Verordnung sieht hierzu 
vorbereitende Analysen und regulatorische Weichenstellungen vor. 
 
Schließlich enthält der Vorschlag auch Überlegungen zu Flexibilitätsmechanismen. Diese sollen den Mitglied-
staaten und betroffenen Wirtschaftssektoren helfen, das 90-Prozent-Ziel in unterschiedlichen Startpositionen 
effizient und tragfähig zu erreichen. Dazu zählen sektorspezifische Übergangsfristen, Mechanismen zur Aner-
kennung früherer Klimaschutzmaßnahmen sowie Möglichkeiten zur Koordination mit bestehenden nationalen 
Zielsetzungen. 
 
Das EU-Parlament und der Europäische Rat nehmen nun die Beratungen zum Vorschlag auf. Parallel bereitet 
die EU-Kommission gemeinsam mit der dänischen Ratspräsidentschaft den Vorschlag für die überarbeitete 
EU-NDC (Nationally Determined Contribution) vor, die im Vorfeld von COP30 (Brasilien, 2025) veröffentlicht 
werden soll. Weitere Details zur Ausgestaltung des klima- und energiepolitischen Rahmens nach 2030 sollen 
im Arbeitsprogramm der EU-Kommission 2026 folgen. 
 
DIHK-Bewertung: 

Für die Unternehmen hat der Vorschlag weitreichende Folgen. Die DIHK und der VKU haben bereits letztes 
Jahr eine Studie veröffentlicht, die die Auswirkungen eines 90-Prozent-Klimaziels für Deutschland untersucht 
und zu dem Ergebnis kommt, dass das vorgeschlagene Klimaziel 2040 auf optimistischen Annahmen beruht, 
beispielsweise in Bezug auf die Verfügbarkeit von Technologien, Fachkräften, Rohstoffen und den Mitteln für 
Investitionen. Wenn diese nicht eintreten, drohen aus Sicht und DIHK und VKU mehr Regulierung, steigende 
Kosten sowie politische und wirtschaftliche Verwerfungen. 
 
Die aktuelle Pressemitteilung des DIHK zum 2040-Klimaziel finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Klimaschutz: EU-Paket zur Gebäudeeffizienzrichtlinie 
 
Die EU-Kommission hat am 30. Juni 2025 ein Paket veröffentlicht, das den Mitgliedstaaten helfen soll, die 
Gebäudeeffizienzrichtlinie (EPBD) umzusetzen. Zukünftig wird voraussichtlich stärker berücksichtigt, welche 
Kombinationen von Maßnahmen langfristig das beste Verhältnis zwischen Kosten und CO₂-Einsparungen er-
zielen. 
 
Das Paket besteht aus einer delegierten Verordnung, einer Durchführungsverordnung und mehreren Leitfä-
den. Diese sollen den EU-Ländern praktische Unterstützung bieten, z.B. mit aktualisierten Berechnungsme-
thoden, damit sie die Richtlinie bis Mai 2026 in ihr nationales Recht übernehmen können. Es soll den Mitglied-
staaten helfen, ihre Energieeffizienzstandards von Gebäuden anzupassen. Aktualisierte Berechnungsmetho-
den sollen helfen, Klimaziele im Gebäudesektor kosteneffizient zu erreichen. 
 
In den Leitlinien werden keine verbindlichen Energiestandards festgelegt. Stattdessen wird beschrieben, wie 
nationale Behörden methodisch ermitteln können, welche Zusammenstellungen von Effizienzmaßnahmen 
langfristig den größten Beitrag zur Senkung von Energieverbrauch und Emissionen leisten. Dabei fließen nicht 
nur die Investitionskosten ein, sondern auch die eingesparte Energie, die vermiedenen CO₂-Emissionen sowie 
die Nutzungsdauer der Maßnahmen. Mitgliedstaaten sollen demnach kombinierte Maßnahmenpakete aus 
Bau- und Technikelementen als Einheit bewerten. Wenn diese Kombinationen deutlich mehr Energie einspa-
ren und die zusätzlichen Kosten angemessen sind, gelten sie als „kostenoptimale Pakete“. Erneuerbare Tech-
nologien werden dabei ebenfalls berücksichtigt, sofern sie zur Effizienzsteigerung beitragen. 
 
Die „Guidance Documents“ sollen den Mitgliedstaaten dabei helfen, zentrale Vorgaben der Richtlinie klar, 
einheitlich und rechtssicher umzusetzen – etwa zur Definition fossiler Heizkessel, zur Organisation von Bera-
tungsstellen (One-Stop-Shops) und zur standardisierten Berechnung des CO₂-Fußabdrucks von Neubauten 
(Global Warming Potential). 
 

https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/eu-vorschlag-fuer-klimaziel-2040-ueberfordert-deutschland-und-europa--122448
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/co%E2%82%82-reduktion-von-90-prozent-wuerde-die-betriebe-ueberfordern-134074
https://energy.ec.europa.eu/publications/delegated-regulation-revising-methodological-framework-calculating-cost-optimal-levels_en?prefLang=de
https://energy.ec.europa.eu/publications/implementing-regulation-establishing-common-templates-transfer-information-national-databases-eu_en
https://energy.ec.europa.eu/publications/communication-approving-content-notice-providing-guidance-recast-epbd-guidance-recast-epbd_en
https://energy.ec.europa.eu/publications/communication-approving-content-notice-providing-guidance-recast-epbd-guidance-recast-epbd_en
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Zur Erinnerung: Bis zum 29. Mai 2026 muss die EPBD in deutsches Recht übernommen und ins Gebäu-
deenergiegesetz integriert werden. Die EPBD könnte sich auf Förderprogramme auswirken, etwa bei wie KfW-
EH-Standards oder die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG). 
 
Quelle: DIHK  
 
 
EU-Kommission schlägt Delegierten Rechtsakt für CO2-armen Wasserstoff vor 
 
Die EU-Kommission hat eine Methode zur Berechnung von Treibhausgasemissionen für den sogenannten 
CO2-armen Wasserstoff eingeführt. Dieser Schritt schafft einen klaren Rechtsrahmen, der Investitionssicher-
heit bietet und die Dekarbonisierung in Europa vorantreibt. Die Initiative ist ein zentraler Baustein für die Kli-
maneutralität der EU bis 2050 und bietet mehr Klarheit für die Definition und Nutzung von CO2-armem Was-
serstoff. 
 
Am 08. Juli 2025 hat die EU-Kommission eine umfassende Methode zur Berechnung von Treibhausgasemis-
sionen für CO2-armen Wasserstoff und Kraftstoffe vorgeschlagen. Diese Methode ergänzt bestehende Ver-
fahren für erneuerbare Energieträger (sog. RFNBO) und vervollständigt den EU-Rechtsrahmen für Wasser-
stoff. Ein entscheidender Schritt, der Rechtssicherheit schafft und den Ausbau der Produktion von sauberem 
Wasserstoff in Europa beschleunigt. 
 
CO2-armer Wasserstoff muss einen Schwellenwert von 70 Prozent Treibhausgaseinsparungen im Vergleich 
zu fossilen Brennstoffen erreichen. Emissionen der Vorkette, also des Produktionsprozesses, sollen auch da-
rin einfließen. Er kann durch verschiedene Methoden erzeugt werden, darunter Erdgas mit CO2-Abscheidung, 
-Nutzung und -Speicherung (CCUS) sowie CO2-armer Strom. Die Methodik berücksichtigt die Vielfalt der Ener-
giemixe in den Mitgliedstaaten und bietet einen flexibleren Rahmen. 
 
Diese Initiative ist von zentraler Bedeutung für die Dekarbonisierung von Sektoren, in denen Elektrifizierung 
keine praktikable Option ist, wie Luftfahrt, Schifffahrt und bestimmte industrielle Prozesse und mit Blick auf die 
Importe aus dem Ausland. Sie trägt zur Verwirklichung der EU-Klimaneutralitätsziele bei und kann den Markt-
hochlauf für des EU-Wasserstoffsektors fördern. 
 
Des Weiteren wird die EU-Kommission die Auswirkungen alternativer Wege auf das Energiesystem und die 
Emissionseinsparungen bewerten. Eine öffentliche Konsultation zur Methodik für die Nutzung von Strombe-
zugsverträgen für Kernenergie ist für 2026 geplant, um Klarheit bei der Erzeugung von CO2-armem Wasser-
stoff aus nuklearen Quellen zu schaffen. 
 
Der delegierte Rechtsakt wird nun dem EU-Parlament und dem Europäischen Rat zur Prüfung vorgelegt, die 
zwei Monate Zeit haben, um ihn anzunehmen oder abzulehnen. Dieser Prozess folgt einem intensiven Kon-
sultationsprozess mit Interessenträgern und Mitgliedstaaten und ist ein wichtiger Schritt zur Umsetzung der 
Wasserstoff- und Gasmarktrichtlinie. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Öffentliche Konsultation zur Harmonisierung der Einstufung bestimmter Abfallarten 
 
Die EU-Kommission hat eine öffentliche Konsultation zur Harmonisierung der Einstufung bestimmter Abfallar-
ten (sogenannte „grüne Liste“) eröffnet, um deren grenzüberschreitende Verbringung zu erleichtern. 
 
Die Abfallverbringungsverordnung sieht die Möglichkeit vor, dass die EU-Kommission mittels delegierter 
Rechtsakte bestimmte Abfallströme identifiziert, die für die Verbringung zur Verwertung zwischen Mitglied-
staaten dem Verfahren der „Grünen Liste“ unterliegen sollten. 
 
Ziel der öffentlichen Konsultation ist es laut EU-Kommission, Informationen von Interessenträgern zu sam-
meln, um solche delegierten Rechtsakte vorzubereiten, mit denen bestimmte Abfälle auf eine „Grüne Liste“ 
gesetzt werden, um die Verbringung von Abfällen zur Verwertung innerhalb der EU zu erleichtern. 
 
Die Konsultation ist bis zum 31. Oktober 2025 über das Portal „Have your say“ zugänglich. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_1743
https://energy.ec.europa.eu/topics/markets-and-consumers/hydrogen-and-decarbonised-gas-market_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14712-Green-listing-certain-waste-for-the-purposes-of-shipments-to-recovery-between-Member-States_en
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EU-Kommission konsultiert bis 06. November 2025 zukünftigen Circular Economy Act 
 
Die EU-Kommission hat ihre öffentliche Konsultation zum geplanten Kreislaufwirtschaftsgesetz auf EU-Ebene 
(Circular Economy Act) veröffentlicht. Unternehmen und Stakeholder können sich bis 06. November 2025 an 
der Konsultation beteiligen. Die Konsultation besteht aus einem Fragebogen zu diversen Themenblöcken wie 
Maßnahmen zur Stärkung des Binnenmarkts von Sekundärmaterialien, Recyclingmaßnahmen für Elektro- und 
Elektronikaltgeräte, und Ideen, um das Angebot und die Nachfrage von Sekundärmaterialien zu stärken. Laut 
EU-Kommission soll das geplante Kreislaufwirtschaftsgesetz die wirtschaftliche Sicherheit und Wettbewerbs-
fähigkeit der EU stärken und gleichzeitig eine nachhaltigere Produktion, kreislaufwirtschaftliche Geschäftsmo-
delle und die Dekarbonisierung fördern. Das Gesetz soll zudem den freien Verkehr von kreislauffähigen Pro-
dukten, Sekundärrohstoffen und Abfällen fördern, das Angebot an hochwertigen Recyclingmaterialien erhöhen 
und die Nachfrage nach diesen Materialien in der EU ankurbeln. Die Veröffentlichung des Kommissions-Ent-
wurfs des Kreislaufwirtschaftsgesetztes ist für Ende 2026 geplant. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Rats-Position zur Altfahrzeugverordnung: Förderung der Kreislaufwirtschaft bei Fahrzeugen 
 
Die Mitgliedsstaaten haben beim EU-Umweltrat am 17. Juni 2025 die Position des Europäischen Rates zur 
neuen Verordnung über Altfahrzeuge (End-of-Life Vehicles) verabschiedet. Ziel der Initiative ist es, die Kreis-
laufwirtschaft im Automobilsektor zu fördern, Ressourcen zu schonen und die Umweltbelastung zu verringern. 
 
Bereits am 13. Juli 2023 legte die EU-Kommission ihren Vorschlag für die neue Verordnung über Altfahrzeuge 
vor, wodurch die bestehenden Regelungen überarbeitet werden sollen. Die EU-Kommission hat darin unter 
anderem vorgeschlagen, dass 25 Prozent des Kunststoffs, der für den Bau eines neuen Fahrzeugs verwendet 
wird, aus recycelten Materialien stammen, von denen 25 Prozent aus Altfahrzeugen rezykliert werden müssen. 
 
Die allgemeine Ausrichtung des Europäischen Rates hebt sich hier vom Kommissionsentwurf ab, in dem sie 
einen dreistufigen Ansatz zur Erreichung des Mindestanteils an recyceltem Kunststoff in Fahrzeugen vorsieht: 

• 15 Prozent bis sechs Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung 

• 20 Prozent bis acht Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung 

• 25 Prozent bis zehn Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung 
 
Die EU-Kommission soll laut dem Europäischen Rat bei Engpässen oder überhöhten Preisen vorübergehende 
Ausnahmen gewähren können und künftig nach Durchführung einer Machbarkeitsstudie auch einen Mindes-
tanteil anderer recycelter Materialien als Kunststoffe festlegen. 
 
Die Position des Europäischen Rates erhöht den Anspruch der EU-Kommission und schließt nun in die Ver-
ordnung auch schwere Lastkraftwagen sowie zwei- und dreirädrige Fahrräder und Vierräder in ihren Anwen-
dungsbereich ein. Um die Belastung der Fahrzeughersteller zu verringern, schlägt der Rat vor, die Kreislauf-
wirtschaftsstrategie nach Fahrzeugkategorien (Pkw, Transporter usw.) und nicht nach Modellen zu gliedern. 
 
Die zukünftige Gesetzgebung wird, wenn angenommen, die Verordnung (EU) 2018/858 über die Genehmi-
gung und Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bautei-
len und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge ändern und die Richtlinie 2000/53/EG über 
Altfahrzeuge („ELV-Richtlinie“) und die Richtlinie 2005/64/EG („3R-Typgenehmigungsrichtlinie“) aufheben. Mit 
der Position des Rates ist der Weg frei für Verhandlungen mit dem EU-Parlament. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission stellt Wasserresilienzstrategie vor 
 
Die EU-Kommission hat am 04. Juni 2025 ihre Europäische Wasserresilienzstrategie vorgestellt. Ziel ist es, 
den Wasserkreislauf zu schützen und wiederherzustellen, sauberes und bezahlbares Wasser für alle sicher-
zustellen und den Aufbau einer nachhaltigen, resilienten und wettbewerbsfähigen Wasserwirtschaft in Europa 
voranzutreiben. 
 
Fünf der zehn größten globalen Geschäftsrisiken sind laut EU-Kommission wasserbezogen. Vor diesem Hin-
tergrund, betont die EU-Kommission, dass Unternehmen eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung der Strategie 

https://newsletter.dihk.de/d?p00bv3hq00brhwbid0000oey000000000rzeeg2ic0zv3guch3cdbtsq0000bw000000g7ivpwm
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kreislaufwirtschaft-eu-kommission-legt-eine-verordnung-fur-recycling-von-fahrzeugen-vor-2023-07-13_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2025/06/17/circular-economy-council-adopts-position-on-the-recycling-of-vehicles-at-the-end-of-their-life/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1404
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spielen. Sie sollen nicht nur effizienter mit Wasser umgehen, sondern auch von neuen Wachstums- und Inno-
vationschancen profitieren. Immerhin hält Europa bereits rund 40 Prozent der weltweiten Patente im Bereich 
Wassertechnologien. 
 
Die Strategie zielt auf die Entwicklung einer "wasserintelligenten Wirtschaft", die auf nachhaltigem Wasserma-
nagement, Investitionen in moderne Infrastruktur und die Integration digitaler Lösungen wie KI und Smart Me-
tering basiert. 
 
Maßnahmen im Überblick: 

• Wasser effizient nutzen: Ein EU-weites Ziel sieht eine Verbesserung der Wassereffizienz um min-
destens 10 Prozent bis 2030 vor. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, eigene nationale Ziele fest-
zulegen. 

• Investitionen stärken: Über 15 Milliarden Euro sollen im Zeitraum 2025–2027 für Wasserprojekte 
durch die Europäische Investitionsbank bereitgestellt werden. 

• Digitalisierung beschleunigen: Eine EU-Initiative für die Digitalisierung im Wassersektor wird KI-
gestützte Anwendungen, digitale Leckortung und satellitengestützte Prognosen fördern. 

• Forschung und Innovation fördern: Die EU-Kommission will eine eigene Wasser-Forschungsstra-
tegie sowie eine „European Water Academy“ zur Qualifizierung von Fachkräften etablieren. 

• Krisenvorsorge verbessern: Neue Frühwarnsysteme sollen EU-weit Dürre- und Hochwasserprog-
nosen verbessern und lokale Behörden frühzeitig informieren. 

 
Ab 2025 soll alle zwei Jahre ein Wasserresilienz-Forum stattfinden, das den Dialog mit Unternehmen, Bür-
gern und Politikern stärken soll. Bis 2027 ist zudem eine erste Zwischenbewertung der Fortschritte vorgese-
hen. 
 
DIHK-Bewertung: 

Vermehrte Trockenheit und Hochwasser im Zusammenhang mit dem Klimawandel stellen auch in Deutsch-
land viele Unternehmen vor Herausforderungen. Denn die Wirtschaft ist auf ein ausreichendes Wasserange-
bot angewiesen: Viele Zukunftstechnologien wie Halbleiter, Wasserstoffelektrolyse oder Batterien sowie er-
neuerbare Energien haben einen großen Wasserbedarf. Aus Sicht der deutschen gewerblichen Wirtschaft ist 
es deshalb gut, dass die EU die Initiative für eine Strategie zur Stärkung der Wasserresilienz ergreift und so 
auch die Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft stärken will. Besonders sinnvoll sind 
Maßnahmen, die Unternehmen darin unterstützen, die Auswirkungen des Klimawandels auf ihre Geschäftstä-
tigkeit frühzeitig zu erkennen und notwendige Anpassungen vorzunehmen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK-Stellungnahme zur F-Gase-Verordnung im OMNIBUS IV 
 
Die EU-Kommission plant im Rahmen des „Omnibus IV“-Pakets Erleichterungen bei der neuen F-Gase-Ver-
ordnung. Vor allem die Pflicht zur Registrierung im F-Gase-Portal soll für viele Ein- und Ausfuhren entfallen. 
Künftig wäre eine Registrierung nur noch erforderlich bei: 

• Ein- oder Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen, 

• dem Inverkehrbringen von Produkten, für die Berichtspflichten gelten, 

• sowie beim Export von Produkten, die auf bestimmte verbotene F-Gase angewiesen sind. 
 
Die DIHK begrüßt die geplanten Anpassungen, fordert aber weitergehende Änderungen, um die Praxis zu 
entlasten. Konkret empfiehlt sie: 

• ein Moratorium für zusätzliche Regelungen, 

• Ausnahmen für alternative Kältemittel mit geringem Treibhauspotenzial und Produkte ohne F-Gase, 

• Beschränkung der Sachkundepflicht auf Anlagen mit F-Gasen, 

• Wegfall unnötiger Registrierungspflichten, 

• eine Konzentration der Zollkontrollen auf tatsächlich quotenpflichtige F-Gase, 



IHK-Umweltinfo September 2025 19 

• sowie klarere und verständlichere Formulierungen. 
 
Ziel ist eine praxistauglichere Verordnung mit weniger Bürokratie für Unternehmen. Die DIHK-Stellungnahme 
ist bereits auf dem EU-Portal zu der Omnibus-IV-Initiative veröffentlicht worden. 
 
Quelle DIHK 
 
 
RoHS-Ausnahmen für Blei geändert 
 
Gemäß den EU-Vorschriften gelten für die Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elekt-
ronikgeräten Beschränkungen durch die RoHS-Richtlinie. Die EU-Kommission veröffentlichte nun Änderungen 
bzw. Verlängerungen für die Ausnahmen der Verwendung von Blei in Elektro- und Elektronikgeräten. 
 
Gemäß den EU-Vorschriften gelten für die Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elekt-
ronikgeräten Beschränkungen (RoHS-Richtlinie). Auf Antrag der Unternehmen oder Organisationen können 
in bestimmten Fällen befristete Ausnahmen gewährt werden. 
 
Nun hat die EU-Kommission neue Regelungen für die Ausnahmen von Blei in Elektro- und Elektronikgeräten 
veröffentlicht. Die Regelungen betreffen: 

• Blei das als Legierungselement in Stahl, Aluminium und Kupfer bei der Herstellung von Elektro- und 
Elektronikgeräten verwendet wird. 

• Blei, das in elektrischen oder elektronischen Bauteilen aus Glas oder Keramik enthalten ist, einschließ-
lich dielektrischer Keramik in Kondensatoren. 

• Blei in hochschmelzenden Loten, die in Elektro- und Elektronikgeräten verwendet werden. 
 
Die Ausnahmen verlängern sich zum Teil bis Mitte oder Ende 2027, zum Teil bis 12 oder 18 Monate nach 
Inkrafttreten der neuen Regeln. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
ECHA veröffentlicht aktualisierten Beschränkungsvorschlag zu PFAS 
 
Die EU-Chemikalienagentur (ECHA) hat ihr Dossier zur möglichen Beschränkung von PFAS aktualisiert. 
Grundlage sind die Auswertung von rund 5.300 Stellungnahmen sowie neue Prüfungen alternativer Beschrän-
kungsoptionen. Eine Stellungnahme der wissenschaftlichen Ausschüsse und eine Entscheidung der EU-Kom-
mission stehen noch aus. 
 
Neu berücksichtigt werden u. a. die Bereiche Drucken, Dichtungen, Maschinen, weitere medizinische Anwen-
dungen, Militär, Sprengstoffe, technische Textilien und industrielle Anwendungen wie Lösungsmittel und Ka-
talysatoren. Zudem wurden Alternativen in Bereichen wie Transport, Elektronik, Energie oder Maschinenbau 
geprüft. Weitere Aktualisierungen sind für September und Dezember 2025 angekündigt. 
 
Die vollständige Pressemitteilung mit allen Dokumenten finden Sie auf der Webseite der ECHA. 
 
Quelle DIHK 
 
 
EU-Kommission veröffentlicht Voluntary SME-Standard (VSME) 
 
Die EU-Kommission hat den VSME als Empfehlung veröffentlicht. Der Standard richtet sich an KMU, die frei-
willig Nachhaltigkeitsinformationen vorlegen möchten, sowie an Unternehmen, Finanzinstitute und Mitglied-
staaten. Ziel ist es, Informationsersuchen gegenüber KMU auf den VSME zu beschränken und die Digitalisie-
rung der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu fördern. 
 
Aktualisierte Informationen der DIHK zum Thema finden Sie hier. 
 
Links zu den Dokumenten: 

• Empfehlung: http://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme_de.pdf 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14700-Burden-reduction-and-simplification-for-competitiveness-of-small-mid-cap-enterprises-Omnibus-Regulation/F3593060_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14172-Gefahrliche-Stoffe-Ausnahme-fur-Blei-als-Legierungselement-in-Stahl-Aluminium-und-Kupfer_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14171-Gefahrliche-Stoffe-Ausnahme-fur-Blei-das-in-elektrischen-oder-elektronischen-Bauteilen-aus-Glas-oder-Keramik-enthalten-ist_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14170-Gefahrliche-Stoffe-Ausnahme-fur-Blei-in-hochschmelzenden-Loten_de
https://echa.europa.eu/de/hot-topics/perfluoroalkyl-chemicals-pfas
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/nachhaltigkeitsberichterstattung-freiwilliger-standard-fuer-kmu--114136
http://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme_de.pdf
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• Anlage 1: http://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme-annex-1_de.pdf 

• Anlage 2: https://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme-annex-2_de.pdf 
 
Die EU-Kommission schlägt in einem der Omnibus-Verfahren vor, den VSME künftig als feste Obergrenze für 
die geforderten Informationen in der Nachhaltigkeitsberichterstattung festzuschreiben. Zusätzlich soll der 
VSME auch als delegierte Verordnung erlassen werden. Dabei weist die Kommission darauf hin, dass diese 
Verordnung vom jetzt veröffentlichten Empfehlungs-Standard noch abweichen kann. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Umwelt-Omnibus geplant 
 
Die EU-Kommission plant für das 4. Quartal 2025 einen „EU-Umwelt-Omnibus“. Mit diesem Gesetzespaket 
sollen bestehende Regelungen überprüft und vereinfacht werden. Die DIHK bringt sich dazu mit einer Stel-
lungnahme in die Diskussion ein, um aufzuzeigen, bei welchen EU-Vorgaben aus Sicht der Unternehmen 
Vereinfachungspotenzial besteht. 
 
Die aktuelle Fassung der DIHK-Stellungnahme finden Sie hier. Sie konzentriert sich auf Rechtsakte im Zu-
ständigkeitsbereich der Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission. Die Stellungnahme dient als Grundlage 
für die Interessenvertretung der DIHK gegenüber der Generaldirektion Umwelt, dem Kabinett der Umweltkom-
missarin, Eurochambres sowie den Abgeordnetenbüros. 
 
Die Stellungnahme ist als „lebendes Dokument“ zu betrachten. Ihre Anmerkungen und Ergänzungen nehmen 
wir daher gerne noch auf. Wenden Sie sich dazu an Frau Kathrin Riedler (kathrin.riedler@dihk.de) von der 
DIHK oder bei Ihrer zuständigen IHK. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EEA-Bericht: Natürliche CO2-Aufnahme rückläufig 
 
Die EU-Umweltagentur (EAA) hat ihren Bericht zum aktuellen Zustand der natürlichen Kohlenstoffsenken Eu-
ropas veröffentlicht. Der Bericht zeigt, dass Wälder, Böden und andere Landnutzungssysteme immer weniger 
Kohlenstoff binden: Die Netto-Kohlenstoffsenke des LULUCF-Sektors ist im Vergleich zum vorangegangenen 
Jahrzehnt um rund 30 Prozent zurückgegangen. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: EAA 
 
 
EU beschließt neue Maßnahmen gegen Lebensmittel- und Textilverschwendung 
 
Das EU-Parlament hat am 09. September 2025 endgültig neue Regelungen verabschiedet, um die Ver-
schwendung von Lebensmitteln und Textilien in der EU deutlich zu reduzieren. Auf Textilhersteller kommt eine 
Herstellerverantwortung für Textilabfälle zu. 
 
Bis Ende 2030 müssen die EU-Mitgliedstaaten verbindliche Reduktionsziele erreichen: 

• 10 Prozent weniger Abfälle in der Lebensmittelverarbeitung und -produktion. 

• 30 Prozent weniger pro Kopf im Einzelhandel, in Restaurants, im Catering und in Haushalten. 
 
Die Basis für diese Berechnung bildet der durchschnittliche jährliche Abfall zwischen 2021 und 2023. Zudem 
sollen Unternehmen, die wesentlich zur Lebensmittelverschwendung beitragen, künftig die Spende von noch 
genießbaren, aber nicht verkauften Lebensmitteln erleichtern. 
 
Herstellerverantwortung für Textilabfälle 

Textilhersteller, die Produkte in der EU anbieten – unabhängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb der 
Union ansässig sind – müssen künftig die Kosten für Sammlung, Sortierung und Recycling ihrer Produkte 
tragen. Diese sogenannte „erweiterte Herstellerverantwortung“ (EPR) muss von den Mitgliedstaaten innerhalb 
von 30 Monaten nach Inkrafttreten der Richtlinie umgesetzt werden. Kleinstunternehmen erhalten ein 

http://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme-annex-1_de.pdf
https://ec.europa.eu/finance/docs/law/250730-recommendation-vsme-annex-2_de.pdf
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6682474/51cda4b6fbb80952ddddc91e4ef57605/dihk-stellungnahme-eu-umweltomnibus-pdf--data.pdf
mailto:kathrin.riedler@dihk.de
https://www.eea.europa.eu/en/analysis/publications/enhancing-europes-land-carbon-sink/land-carbon-sink.pdf/@@download/file
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zusätzliches Jahr zur Einhaltung der Vorgaben. Mitgliedsstaaten müssen sicherstellen, dass Hersteller, wel-
che erstmals Textilerzeugnisse in ihrem Hoheitsgebiet anbieten, einen bevollmächtigten Vertreter benennen, 
um die Pflichten im Zusammenhang mit der erweiterten Herstellerverantwortung in ihrem Land zu erfüllen. 
Hersteller müssen sich in jedem Land registrieren, indem sie Textilerzeugnisse auf den Markt bringen. Die 
Kommission wird eine Website einrichten, mit Links zu allen nationalen Registern, um die Registrierung der 
Hersteller in allen Mitgliedstaaten zu erleichtern. 
 
Die Regelung betrifft unter anderem Kleidung, Schuhe, Accessoires, Bett- und Küchenwäsche sowie Vor-
hänge. Auf Initiative des Parlaments können auch Matratzenhersteller in die EPR-Systeme einbezogen wer-
den. Zudem sollen Mitgliedstaaten bei der Festlegung der finanziellen Beiträge besonders umweltschädliche 
Praktiken wie Ultra-Fast-Fashion berücksichtigen. 
 
Nächste Schritte: 

Das Gesetz wird nun offiziell unterzeichnet und im EU-Amtsblatt veröffentlicht. Die Mitgliedstaaten haben an-
schließend 20 Monate Zeit, die neuen Vorgaben in nationales Recht zu überführen. 
 
Die Gesetzesinitiative geht auf einen Vorschlag der EU-Kommission vom Juli 2023 zurück. Rat und Parlament 
hatten sich schon im Februar vorläufig auf einen Text geeinigt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
DIHK und BMUKN ehren über 200 Energie-Scouts deutscher und europäischer Firmen 
 
die DIHK und das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) 
zeichneten am 17. Juni 2025 in einer gemeinsamen Veranstaltung vom "Unternehmensnetzwerk Klimaschutz" 
und "Young Energy Europe" die besten Energie- und Energy Scouts Teams des aktuellen Jahrgangs aus. Die 
Scouts des Jahres 2024 deckten insgesamt ein Einsparpotenzial von zwölf Millionen Euro Energiekosten und 
47.000 Tonnen CO2 auf. 
 
Jedes Jahr qualifizieren bundesweit 65 IHKs über 1.000 Energie-Scouts in deutschen Unternehmen. Analog 
schulten AHKs im vergangenen Jahr in zehn Ländern 238 Energy Scouts im Rahmen des Projektes Young 
Energy Europe. Die Auszubildenden und jungen Fachkräfte durchlaufen dabei ein mehrtägiges Energieeffizi-
enz-Training und setzen anschließend ein konkretes Energiesparprojekt um. Die besten Projekte werden jähr-
lich im Wettbewerb ermittelt und die Scouts in einer gemeinsamen Veranstaltung in Berlin ausgezeichnet. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 
Projektstart: KI zur Vereinfachung von Scope-3-Erfassung 
 
Gemeinsam mit den drei Klimaschutz-Unternehmen Weidmüller, Schwörer Haus und Förster Kunststofftech-
nik sowie der Firma Felix Schoeller ist das Projekt „Wege zum Nachhaltigkeitsreporting mit KI“ gestartet. Ziel 
ist die Entwicklung eines KI-Prototyps zur automatisierten Erfassung von Scope-3-Emissionen in Kategorie 1 
– ein innovativer Beitrag zur Vereinfachung und Präzisierung der Treibhausgasbilanzierung. 
 
Das Kooperationsprojekt vom Verband der Klimaschutz-Unternehmen und dem Fachgebiet umweltgerechte 
produkte und prozesse (upp) der Universität Kassel läuft seit 01. Mai 2025. Ziel ist, die mit Inkrafttreten der 
CSRD verpflichtende Nachhaltigkeitsberichterstattung für Unternehmen mit KI zu automatisieren und die 
Scope 3 Erfassung zu vereinfachen. Weitere Informationen zum Projektvorhaben inkl. Arbeitsplan sowie De-
tails zu Kosten und Aufwand finden Sie im Leistungskatalog. Das Projekt umfasst zwei Module, die kombiniert 
oder individuell durchgeführt werden können. 
 
Modul 1. Automatisierte Nachhaltigkeitsberichterstattung mit KI 

Das Ziel des Moduls 1 ist, die Entwicklung eines Prototyps für ein vollautomatisches Tool, das Unternehmen 
jeder Größe in die Lage versetzt, einen Nachhaltigkeitsbericht gemäß den Anforderungen der CSRD zu 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/envi/inag/2025/03-20/ENVI_AG(2025)772164_EN.pdf
https://www.dihk.de/de/bmukn-und-dihk-ehren-ueber-200-energie-scouts-deutscher-und-europaeischer-firmen--134146
http://upp-kassel.de/
http://upp-kassel.de/


IHK-Umweltinfo September 2025 22 

erstellen. Das Tool soll neben den festgelegten Kennzahlen auch präzise Freitexte generieren, die durch die 
Berichtsstandards vorgeschrieben sind. Dadurch sollen Unternehmen die Berichtspflichten effizient und ohne 
erheblichen Personalmehraufwand erfüllen können. Zusätzlich bietet das Tool die Möglichkeit, die Qualität 
bestehender Berichte zu analysieren und zu verbessern. Hier soll auch ein Abgleich mit internen Texten mög-
lich sein. Die Textbausteine der KI sollen die Anforderungen von Wirtschaftsprüfern erfüllen. Bestehende 
Kennzahlen aus anderen Berichten (z.B. Umweltbericht) sollen einfach integrierbar sein. 
 
Modul 2: Vereinfachung der Scope 3 Erfassung mit KI 

Das Ziel des Moduls 2 ist, die Entwicklung und Implementierung einer KI-gestützten Lösung zur Vereinfachung 
der Erfassung von Treibhausgasemissionen in Scope 3, Kategorie 1 („Eingekaufte Waren und Dienstleistun-
gen“). Einkaufsdaten, die oft nicht im geeigneten Format für Treibhausgasberechnungen vorliegen, sollen au-
tomatisiert in verwertbare Informationen wie Gewicht, Materialzusammensetzung und Rohstoffarten übersetzt 
werden. Durch die Kopplung dieser aufbereiteten Daten mit einer Emissionsdatenbank wird eine weitgehend 
automatisierte und präzise Berechnung der Emissionen ermöglicht. Hierbei soll nach Produktgruppen oder 
Warengruppen differenziert werden können. Dies optimiert die Erfassung und das Berichtswesen erheblich. 
 
Die Teilnahme am Projekt ist auch nach Projektstart jederzeit möglich. Wollen Sie Ihren Nachhaltigkeitsbericht 
oder einhergehende Prozesse optimieren? Haben Sie Fragen zum Projekt? Nehmen Sie gerne Kontakt auf. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Wasserstoffimporte bleiben eine große Herausforderung 
 
Der Aufbau internationaler Lieferketten für grünen Wasserstoff ist zentral für die deutsche Energiewende. Bis 
2030 sollen bis zu 70 Prozent des Bedarfs importiert werden. Doch Studien zeigen: Der Import ist teurer und 
komplizierter als gedacht: 

• Strenge Regularien verlangsamen den Prozess: Ein zentrales Hindernis bleibt die Umsetzung der 
EU-Vorgaben nach RED III. Die Anforderungen an Herkunft, zeitliche und geografische Korrelation 
des Grünstroms oder Zertifizierungen stellen Produzenten weltweit vor Herausforderungen. Viele Bie-
ter baten daher um Fristverlängerungen. Erste Lieferungen, ursprünglich für 2025 geplant, werden 
nun frühestens 2027 erwartet. Für die zweite Runde gilt 2028 als realistischer Startpunkt. 

• Hohe Kosten und Risiken: Darüber hinaus untersuchte eine Studie der TU München 10.000 Stand-
orte in Afrika – nur zwei Prozent davon seien für den Export nach Europa wettbewerbsfähig. Neben 
den reinen Produktionskosten spielen auch soziopolitische Risiken eine große Rolle. Ähnliche Ergeb-
nisse kamen Forschende des Fraunhofer ISE: Pipeline-Importe aus europäischen Nachbarländern 
seien oft günstiger als Schiffstransporte aus Übersee. 

• H2-Global als Schlüsselprojekt: In diesem Rahmen läuft die zweite Auktionsrunde der H2-Global-
Stiftung. Die Stiftung H2-Global versucht mit ihrem Doppelauktionsmodell die Preisunterschiede zwi-
schen globalen Produktionskosten und den in Europa tragfähigen Marktpreisen zu überbrücken. Allein 
für dieses Förderkonzept stellt die Bundesregierung über eine Milliarde Euro bereit. Die erste Aukti-
onsrunde brachte bereits 1.400 Interessenten aus 65 Ländern zusammen, in der zweiten werden nun 
noch mehr Teilnehmer erwartet. 

• Politische Dimension: Für die Verantwortlichen bei H2-Global ist klar: Es geht nicht nur um Preise. 
Strategische Partnerschaften und die Sicherung von Importpfaden seien für die Resilienz der deut-
schen Energieversorgung ebenso entscheidend. Deshalb sei es legitim, dass der Import am Ende 
auch mehr kosten könne. 

 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.klimaschutz-unternehmen.de/ueber-uns/projekt-wege-zum-nachhaltigkeitsreporting-mit-ki/
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Wasserstoff/Foerderung-International-Beispiele/01-H2Global.html
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DIW-Analyse: Wasserbedarf bei der Elektrolyse 
 
Das DIW-Papier untersucht, ob die Wasserverfügbarkeit die geplante Wasserstoffproduktion in Deutschland 
bis 2030 einschränken könnte. Die Analyse des DIW kommt u.a. zu folgenden Ergebnissen: 

• Wasserbedarf gering: Der für 2030 geplante Ausbau auf 10 GW Elektrolyseleistung würde nur etwa 
0,15 Prozent der heutigen gesamten Wasserentnahme beanspruchen. Wasser sei daher deutschland-
weit grundsätzlich ausreichend vorhanden. 

• Regionale Unterschiede: In einzelnen Regionen kann es zu saisonalem oder strukturellem Wasser-
stress kommen. Das beeinflusst die optimalen Standorte für Elektrolyse, ist aber kein generelles Hin-
dernis. 

• Meerwasser als Alternative: In Küstenländern kann Meerwasserentsalzung den Frischwasserbedarf 
teilweise ersetzen. 

• Wasserkosten kaum relevant: Wasserentnahmeentgelte variieren stark (0,5 – 31 Cent/m³), haben 
aber wegen ihres geringen Anteils (< 1 Prozent) an den Gesamtkosten der Elektrolyse nur minimalen 
Einfluss auf Standortentscheidungen. 

• Wasserstoffnetz entscheidend: Der Ausbau des Wasserstoffkernnetzes ist der wichtigste Faktor für 
die Standortwahl. 

o Bei gut ausgebautem Netz konzentriert sich die Elektrolyse auf windstarke Küstenländer wie 
Schleswig-Holstein. 

o Bei begrenztem Netz wird verbrauchsnäher produziert, teils in Regionen mit höherem Wasser-
stress. 

 
Die vollständige Analyse kann hier heruntergeladen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Aktueller Planungsstand Windenergie: Neue Karten geben Überblick über Regionen 
 
Die Fachagentur Wind und Solar e. V. hat zwei interaktive Karten zum Planungsstand der Windenergieflächen 
in deutschen Regionen veröffentlicht. Diese zeigen, welche Planungsregionen ihre Teilflächenziele für die 
Jahre 2027 oder 2032 bereits festgestellt haben und wo derzeit neue Pläne aufgestellt werden. Die Karten 
machen zudem sichtbar, wie sich die Planungsaktivitäten seit dem Inkrafttreten des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes im Juli 2022 entwickelt haben. 
 
Ergänzt werden die Karten durch übersichtliche Datentabellen mit zusätzlichen Informationen zur Windpla-
nung in den jeweiligen Regionen, einschließlich direkter Verlinkung zu den zuständigen Planungsträgern. Die 
Fachagentur aktualisiert das Angebot quartalsweise. 
 
Die Karten und Datentabellen erhalten Sie hier. 
 
 
 
 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Energieberatertag Saar 2025 – Fachkongress „Energieberatung in der Praxis“ 
 
Am Donnerstag, 09. Oktober 2025 (9:00 – ca. 17:00 Uhr) findet im Verwaltungsgebäude der Stadtwerke Saar-
brücken (Heuduckstraße 36, 66117 Saarbrücken) der Energieberatertag Saar 2025 mit dem Fachkongress 
„Energieberatung in der Praxis“ statt. Eine Online-Teilnahme ist ebenfalls möglich. 
 
Der Fachkongress “Energieberatung in der Praxis” wendet sich auch in seiner 12. Auflage an Energieberater, 
Architekten, Ingenieure, Handwerker und Fachleute aus dem Bereich der energetischen Gebäudesanierung 
und Immobilienwirtschaft sowie interessierte Multiplikatoren, Unternehmen und kommunale Vertreter, die ak-
tuelle Informationen für Ihr Tagesgeschäft erhalten und ihre Fachkenntnisse ausbauen möchten. In diesem 
Jahr wird der Energieberatertag erneut als Hybrid-Veranstaltung durchgeführt und bietet dazu wie gewohnt 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.971409.de/publikationen/wochenberichte/2025_32_1/elektrolyse__wasserbedarf_kein_beschraenkender_faktor__wasserstoffnetz_entscheidend.html
https://www.fachagentur-wind-solar.de/veroeffentlichungen/interaktive-karten/planungsstand-windenergiegebiete
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Informationen zu nationalen förderrechtlichen und regulatorischen Themen und aktuelle Informationen über 
technische Neuerungen, Anwendungshilfen, Tipps und Wissen zur Energieberatung in der Praxis. Neben den 
ausführlichen Pausen gibt es zwischen den Vorträgen die Möglichkeit für Fragen und Diskussion. Das Ende 
der Veranstaltung ist um ca. 17:00 Uhr geplant. 
 
Veranstalter ist die Landeskampagne „Energieberatung Saar“, die vom Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitales und Energie des Saarlandes (MWIDE) durchgeführt wird und der Gebäudeenergieberater Saarland 
e.V. in Kooperation mit der IHK Saarland, der Architektenkammer des Saarlandes, der Ingenieurkammer des 
Saarlandes, der Schornsteinfegerinnung für das Saarland, der Landesinnung Saarland Sanitär-, Heizungs- 
und Klempnertechnik, dem Saar-Lor-Lux Umweltzentrum und der SIKB. 
 
Weitere Informationen zum Programmablauf und Möglichkeit zur Online-Anmeldung finden Sie hier. Die Teil-
nahmegebühr beträgt für Mitglieder des GEB Saar 60,- Euro pro Person/Teilnehmer (zzgl. MwSt., inkl. Teil-
nahmezertifikat), für Mitglieder der Kooperationspartner und anderer Landesverbände des GIH BV 80,- Euro 
netto pro Person/Teilnehmer, für alle anderen Teilnehmer 120,- Euro netto pro Person/Teilnehmer. 
 
 
Webinar: So geht erfolgreiches ESG-Datenmanagement 
 
Der Anspruch an Unternehmen wächst stetig: Investoren, Regulatoren und weitere Stakeholder erwarten 
heute mehr denn je eine transparente, konsistente und überprüfbare Berichterstattung zu ESG-Themen. Doch 
wie können diese wachsenden Anforderungen effizient erfüllt werden und gleichzeitig die Grundlage für be-
lastbare Nachhaltigkeitsratings und regulatorische Konformität geschaffen werden? Im Webinar berichten das 
Klimaschutz-Unternehmen (KSU) WEPA und der KSU-Kooperationspartner Sunhat praxisnah von ihrer er-
folgreichen Zusammenarbeit. 
 
Termin: 15. Oktober 2025, 10-11 Uhr. Die Teilnahme am Webinar ist kostenlos. Sie können sich bis Dienstag, 
den 14. Oktober 2025, 12 Uhr hier anmelden. Den Ablaufplan zur Veranstaltung können Sie hier einsehen. 
 
 
Internationale Wasserstoffkonferenz am 6. November bei der DIHK 
 
Am 06. November 2025 lädt die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) unter der Überschrift "Act 
together. Think global. Move forward with hydrogen" zu der ersten Internationalen Wasserstoffkonferenz in 
das Haus der Deutschen Wirtschaft ein. Im Mittelpunkt stehen praxisnahe Lösungsansätze, internationale 
Perspektiven sowie der direkte Austausch zwischen und mit Unternehmen der Wasserstoffwirtschaft. 
 
Impulse für eine internationale Wasserstoffwirtschaft 

Die Entwicklung einer funktionierenden Wasserstoffwirtschaft ist ein zentrales Projekt der internationalen 
Energiewende. Sie erfordert grenzüberschreitende Zusammenarbeit, verlässliche Rahmenbedingungen und 
den Austausch zwischen Industrie, Politik und Wissenschaft. 
 
Vor diesem Hintergrund lädt die DIHK herzlich zur Internationalen Wasserstoffkonferenz am 06. November 
2025 in das Haus der Deutschen Wirtschaft, Breite Straße 29, 10178 Berlin ein. 
 
Ziel der Veranstaltung ist es, zentrale Fragen der Wasserstofftransformation mit Vertreterinnen und Vertretern 
aus Wirtschaft, Forschung und Politik gemeinsam zu diskutieren – praxisnah, international und lösungsorien-
tiert. 
 
Über das weltweite Netzwerk der Deutschen Auslandshandelskammern (AHKs) bringt die DIHK internationale 
Unternehmensvertreterinnen und -vertreter mit deutschen Akteuren zusammen, um Perspektiven, Erfahrun-
gen und konkrete Herausforderungen entlang der gesamten Wertschöpfungskette zu beleuchten. 
 
Programm 

Die Konferenz bietet einen abwechslungsreichen Tag mit spannenden Impulsen aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik. In vier thematischen Panels stehen zentrale Aspekte der Wasserstoffwirtschaft im Fokus – von 
EU-Rahmenbedingungen und globalen Allianzen bis zu praktischen Vertragslösungen und innovativen Tech-
nologien. Ausreichend Zeit für Vernetzung, Dialog und den Austausch von Best Practices ist ebenfalls einge-
plant. 
 
Das Programm ist noch im Fluss, den Sachstand vom 01. August 2025 finden Sie hier zum Download: 
 

https://www.argesolar-saar.de/va/energieberatertag-saar-2025-fachkongress-energieberatung-in-der-praxis/
https://newsletter.dihk.de/d?p00bvciq00brhwbid0000oey000000000rt0esv2p6xylxmyxei72qbi0000bw000000bezudde
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/fileadmin/bilder/Veranstaltungen/20251015_Infoblatt_Sunhat-WEPA.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/134284/aa77b1b799d94e5278ffe0f601cd63cb/klima-to-internationale-wasserstoffkonferenz-november-25-deutsch-data.pdf
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Konferenzsprachen sind Englisch und Deutsch. Die Teilnahme ist kostenlos. 
 
Eine Anmeldung ist bereits heute möglich unter: https://event.dihk.de/Hydrogen_Conference. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
Eine Übersicht der angebotenen Veranstaltungen finden Sie hier: https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung: https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://event.dihk.de/Hydrogen_Conference
https://www.klima-plattform.de/termine
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

